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Antworten aus der Provinz: Texte für Halle und Umgebung 


We are back! 


Als wir die Bonjour Tristesse vor andert- 
halb Jahren einstellten, hielten wir uns ei- 
ne Notfalloption offen: Wenn sich die regio- 
nalen Verhältnisse so verschlechtern sollten, 
dass ihre Kritik nicht mehr auf einem Flug- 
blatt Platz hat, so hieß es damals sinngemäß, 
würden wir das Heft reaktivieren. Dieser Fall 
ist nun eingetreten. Die Lage hat sich kata- 
strophal zugespitzt: Die Flut aus dem Os- 
ten, die diesmal nicht auf Pferden und Pan- 
zern, sondern in Form des Hochwassers ge- 
kommen ist, hat die Saalestadt zu vernichten 
und insbesondere Halle-Neustadt in ein neu- 
es Atlantis zu verwandeln gedroht. Am 6. Ju- 
li werden Neonazis durch Halle ziehen, die 
Macht im Rathaus übernehmen, ein beispiel- 
loses Terrorregime errichten und den allseits 
beliebten NPD-Schornsteinfeger Lutz Batt- 
ke (genau, den mit dem sympathischen Vo- 
kuhila und dem Hitlerbärtchen) zum Kaiser 
von Halle krönen. Und Ende des Jahres wird 
schließlich das örtliche Gesundheitssystem 
zusammenbrechen, weil die Landesregierung 
die Universitätsklinik schließen will: Die me- 
dizinische Versorgung der Hallenser wird 
dann von Medizinmännern aus dem Saale- 
kreis übernommen, die ihre Patienten in den 
Hinterzimmern örtlicher Nagelstudios und 


»DAS BOOT 
IST VOLL!« 


Grauhaarig, gut gebildet, egoistisch, männ- 
lich - so charakterisiert die Studie »Die neue 
Macht der Bürger. Was motiviert die Protest- 
bewegungen?« des Göttinger Instituts für De- 
mokratieforschung den Typus des »Wutbür- 
gers«. Was sich bereits bei oberflächlicher 
Betrachtung des Phänomens erahnen ließ, ar- 
beitet das Institut unter der Leitung des Po- 
litikwissenschaftlers Franz Walter nach ei- 
ner Auswertung zahlreicher Einzelinterviews, 
Gruppendiskussionen und Gesprächen mit 
etwa 200 Aktivisten verschiedener Proteste 
(Stuttgart 21, Anti-Atom, Occupy usw.) im 
Einzelnen heraus. In seiner Mehrheit sei der 
»Wutbürger« Akademiker, zumeist aus tech- 
nischen Berufen, ein Menschenschlag, der 
von »hydrologischen Abflussbedingungen« 
viel, von gesellschaftlichen Prozessen wenig 
versteht. Trotz seiner in der Gesellschaft eher 
privilegierten Stellung hat er nach Walters 


bonjourtristesse.wordpress.com 


EDITORIAL ZUM NEUSTART 


Bubble-Tea-Läden behandeln. Das alles sug- 
gerieren zumindest, je nach Aufgabenbereich, 
zivilgesellschaftliche Initiativen, Katastro- 
phenschutz, Studierendenrat, Bürgermeis- 
ter, Rektor, Mitteldeutsche Zeitung, Protest- 
studenten, Halle-TV und diverse Pfaffen. Wir 
sind da skeptischer. Die Redaktion der Bon- 
jour Tristesse hält weder etwas von Katastro- 
phenstimmung noch von Katastrophensehn- 
sucht. Wir wissen nicht, ob sich die Lage tat- 
sächlich zum Negativen verändert hat, und es 
ist uns letztlich auch egal. Was wir wissen, ist 
allerdings, dass es ein Fehler war, den Neu- 
start des Heftes an eine Verschlechterung der 
Situation zu knüpfen. Denn schließlich kann 
man sich nicht vorher aussuchen, ab wann 
man es nicht mehr aushält. Beispiel Famili- 
enfeier: Man entscheidet sich nicht, die lie- 
ben Verwandten irgendwann anzuschreien, 
sondern wird durch ihr unerträgliches Ge- 
plapper dazu genötigt: auch dann, wenn man 
sich vorher fest vorgenommen hat, diesmal 
nichts zu sagen. Ganz in diesem Sinn sehen 
wir uns schon durch den schlichten Vollzug 
des Normalzustandes genötigt, die Bonjour 
Tristesse zu reaktivieren. Wir sind also wie- 
der da, Ihr Idioten! 


DIE THEMEN DIESER AUSGABE: 


»Das Boot ist voll!«: Manfred 
Beier und Peter Deichmann über 
Wutbürger und ihren Widerstand 
gegen ein Wohnungsbauprojekt in 
Halle. 


Terror — Wahn - Gesellschaft: 
Sieben Thesen zum NSU 


Böses Blut: Tjark Kunstreich über 
einen autoritären Virus, gegen den 
kein Zwangstest hilft. 


»Ach ja, Gott, da haben sich alle 
arrangiert!«: Die Bonjour Tristesse 
unterhält sich mit den Gästen einer 
Buchvorstellung. 


Darüber hinaus gibt es unter The 
same procedure ... wie immer 
eine Anthologie des alltäglichen 
Wahnsinns in der Provinz. Viel 
Vergnügen! 


Das meinen zumindest die Bewohner des hallischen Paulusviertels, die sich aus Protest 
gegen den Neubau von 200 Wohnungen in ihrem Stadtteil in der Bürgerinitiative »Pro 
Pauluspark« zusammengeschlossen haben. Unsere Frontberichterstatter Manfred Bei- 
er und Peter Deichmann fragen nach den Hintergründen der Proteste und erkennen ei- 
ne Mischung aus Heimatschutz, Gemeinschaftsbedürfnis, Abstiegsängsten und, nicht zu 


vergessen: ganz normalem Irrsinn. 


Studie für das politische System nur »Hohn 
und Verachtung« übrig, die Bundesrepublik 
hält er für »keine echte Demokratie«. Formal 
fordere er zwar »Direktwahlen«, »Basisde- 
mokratie« und »Volksentscheide«. Weit stär- 
ker in den Vordergrund dränge sich jedoch 
der Wunsch nach einem zur Führung fähi- 
gen »charismatischen Politiker«. Der »Wut- 
bürger« hat jedoch gelernt, hier als Beispiele 
keine schmuddeligen Hate-Speecher zu nen- 
nen, sondern als unverdächtig geltende Per- 
sönlichkeiten wie Helmut Schmidt oder Wil- 
ly Brandt. Das dahinter liegende Bedürfnis 
nach einem »starken Mann« ist jedoch nur 
unschwer als zutiefst autoritäres zu erken- 
nen. Der durchschnittliche Aktivist sei da- 
zu meist Vorruheständler, Rentner oder Pen- 
sionär, typischerweise kinderlos. Anders for- 
muliert: Des »Wutbürgers« Antrieb ist zu- 
nächst die Langeweile. Unfähig zu Müßig- 


gang und Genuss, wachen Auges ob der Be- 
drohungen durch die Außenwelt verkörpert er 
den Blockwart auf der Höhe der Zeit; anstatt 
sich dem Schönen zuzuwenden, dem zu frö- 
nen er im Gegensatz zur Mehrheit auch finan- 
ziell in der Lage wäre, beißt er sich am Häss- 
lichen fest wie der Terriermischling am Frack 
des Postboten. 

Während anderswo soziologische Institu- 
te und Doktoranden die Untersuchungen ei- 
ner sich spätestens seit Stuttgart 21 medien- 
wirksam in Szene setzenden Wutbürgerwel- 
le längst in bare Münze verwandeln, sich vie- 
le Städte aus Angst vor dem Petitionen-Pöbel 
kaum noch an die einst beliebten »Prestige- 
projekte« herantrauen und der Kampf gegen 
einen Bahnhof bereits die Abwahl eines Mi- 
nisterpräsidenten zur Folge hatte, findet nun 
auch in Halle ein anderswo bereits etablier- 
tes Milieu zueinander. Auch wenn die Wahr- 
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nehmung der Proteste bisher dankenswerter- 
weise an den Stadtgrenzen ihr Ende findet 
und die hiesigen Verhältnisse vom Furor um 
die Versenkung des Stuttgarter Hauptbahn- 
hofs noch weit entfernt sind, wird inzwischen 
auch in Halle so ziemlich jedes größere Bau- 
projekt von »engagierten Bürgern« begleitet. 
Erstmals oberhalb der innerstädtischen Wahr- 
nehmungsschwelle artikulierte sich eine Initi- 
ative für den Wiederaufbau des bei einem al- 
liierten Bombenangriff im April 1945 beschä- 
digten Rathauses, dessen endgültigen Abriss 
die ersten hallischen DDR-Granden veran- 
lassten und an dessen Existenz sich demnach 
allenfalls einige Insassen örtlicher Altenhei- 
me erinnern. Andere (vermutlich Rentner oh- 
ne Fahrzeug) fordern lautstark den Rückbau 
einer stark befahrenen Verkehrsachse, wo- 
gegen sich wieder andere (vermutlich Rent- 
ner mit Fahrzeug) ausdrücklich wehren. Der 
geplante Abriss eines Trinkertreffpunktes am 
hallischen Steintor erhitzt die Gemüter nicht 
nur der Trinker. Andere mögen es eher alt- 
hergebracht und stellen sich gegen das Fäl- 
len einiger Bäume. Dazu kommen Initiati- 
ven für und/oder gegen Umgehungsstraßen, 
Fluglärm, Hundehaufen, Autobahnen, Lärm- 
schutzanlagen, Eingemeindungen, Fußgän- 
gerbrücken. Die Reihe ließe sich fortsetzen. 
Das Gebaren dieser zahlreichen Initiativen 
erinnert dabei nicht zufällig an das Verhalten 
islamischer Konvertiten, die innerhalb we- 
niger Jahre vom psychisch labilen Normalo 
zu den radikalsten und lautesten Verfechtern 
des heiligen Wortes mutieren. Es scheint, als 
kompensiere der hallische »Wutbürger« sei- 
ne vormalige Lethargie wie Pierre Vogel sei- 
ne Rummelboxerkarriere. 


HOMELAND SECURITY 
Das hallische Paulusviertel als regionale 
Heimstatt der Gutbürgerlichen, Gebärfreu- 
digen und Ganzheitlichen spielte bei die- 
ser Entwicklung bisher überraschenderweise 
keine Rolle. Dies änderte sich in den letzten 
Monaten jedoch schlagartig, als bekannt wur- 
de, dass auf einer Brache im, wie es so schön 
heißt, »Herzen des Paulusviertels« neben der 
Sanierung eines ehemaligen Regierungsprä- 
sidiums und einer verfallenen Gründerzeit- 
villa knapp 200 neue Wohnungen errichtet 
werden sollen. Ein eigens für dieses Bauvor- 
haben gegründetes Konsortium aus der loka- 
len Wohnungsbaugesellschaft und einer hal- 
lischen Baufirma hatte das im Wesentlichen 
aus einer von Unkräutern durchbrochenen 
Betonfläche, einem maroden DDR-Funkti- 
onsbau und etwa 100 mehr oder weniger wil- 
den Parkplätzen bestehende Gelände für 1,7 
Millionen Euro erworben und sah sich ange- 
sichts der Baupläne innerhalb kürzester Zeit 
mit einem Sturm der Entrüstung konfrontiert. 
Innerhalb von nur drei Monaten unterzeich- 
neten mehr als 6.500 Menschen eine Petition, 
die die Verhinderung großer Teile des Bau- 
projektes zum Ziel hat. Obgleich nicht alle 
Abstimmenden aus dem Paulusviertel stam- 
men dürften und gewisse Manipulationen in 
einem Online-Verfahren eher zu erwarten als 
auszuschließen sind, erinnern solche Zustim- 
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mungsraten angesichts der nur rund 11.000 
Einwohner des Quartiers eher an die Ergeb- 
nisse der Sonntagsumfrage der Pjöngjan- 
ger Volksstimme als an ein interessengelei- 
tetes und abwägendes Abstimmungsverhal- 
ten. Der eingereichte Bauantrag wurde An- 
fang dieses Jahres von den zuständigen Be- 
hörden dann auch als zunächst nicht geneh- 
migungsfähig abgewiesen; die Genehmigung 
wurde an verschiedene Nachbesserungen ge- 
knüpft. Auch wenn es offizielle Vertreter der 
Stadt schnappatmend und entrüstet zurück- 
weisen werden: Ein solcher Vorgang wäre 
bei einem Bauvorhaben in einem vom Preka- 
riat und von anderen Überflüssigen bewohn- 
ten Viertel sicher um einiges unwahrschein- 
licher, wohnen doch nicht unerhebliche Tei- 
le der einschlägigen Entscheidungsträger und 
deren Adjutanten in räumlicher Nähe des zu 
bebauenden Geländes. Es ist kaum anzu- 
nehmen, dass bei einem Bauprojekt im Nie- 
mandsland der Stadt ein solcher Ehrgeiz bei 
der Auslegung von Gesetzestexten und Ver- 
ordnungen entwickelt worden wäre wie im 
vorliegenden Fall. 

Die Gründe für den bisherigen Erfolg der 
Kampagne sind vielfältig, die dahinter liegen- 
den Motive treten kaum offen zutage und loh- 
nen gerade deshalb einer genaueren Betrach- 
tung. Die Initiative ist zunächst eine klug 
agierende Lobbyorganisation der unmittelba- 
ren Anwohner, die ein berechtigtes und nach- 
vollziehbares Interesse an der Verhinderung 
monate- bzw. jahrelanger Bautätigkeit vor 
dem eigenen Fenster haben. Doch liegt das 
Paulusviertel bekanntermaßen in Deutsch- 
land; das offene Eintreten für eigene Inter- 
essen ist hierzulande so verpönt wie Nackt- 
baden am Horn von Afrika. Eine klare Ver- 
teidigung des Status Quo findet sich im For- 
derungskatalog der Bürgerinitiative deshalb 
selbstverständlich nicht. Viel zu schnell wä- 
re das Anliegen als ein Privatinteressen ver- 
folgendes zum Scheitern verurteilt gewesen. 
Um hierzulande erfolgreiche Kampagnen 
lancieren zu können, müssen Gemeinschafts- 
interessen angeführt oder — besser noch - ein 
von außen kommendes Bedrohungsszena- 
rio aufgebaut werden. Dies beherrschen die 
Wortführer der Bürgerinitiative nahezu form- 
vollendet. Bereits der Name des Zusammen- 
schlusses, »Pro Pauluspark«, gibt einen Hin- 
weis, ist doch die inhärente Forderung nach 
einem Park lediglich Teil einer geschickten 
Inszenierung. Denn weder ist ein verwilder- 
tes Areal — wenngleich in den Sommermona- 
ten teilweise grün — ein Park, noch hat dort 
jemals irgendjemand etwas gesehen, das den 
Namen »Park« verdient. Und selbst wenn, 
mit einer solchen Argumentation ließe sich 
an gleicher Stelle auch die Wiederauffors- 
tung des dichten Mischwaldes fordern, der 
dereinst die Stadt umgab und den Napoleon 
durchschreiten musste, als er Anfang des 19. 
Jahrhunderts Halle besuchte. Die Initiative ist 
sich jedoch dessen bewusst; sie weiß, dass sie 
in einer Gegend wie dem Paulusviertel mit 
der Forderung nach einem Park offene Tü- 
ren einrennt und damit die eigene Ausgangs- 
position stärkt. Auch die in aller Ernsthaftig- 


keit vorgetragene Absicht, durch gesammel- 
te Spendenzusagen das Areal vom Neueigen- 
tümer zurückzukaufen, ist — ganz unabhängig 
vom hierbei völlig ausgeklammerten Willen 
des Investors — mehr als bizarr. Dieses von 
vornherein zum Scheitern verurteilte Ansin- 
nen, in einer Stadt wie Halle, dessen Bewoh- 
ner sich regelmäßig wegen fünf Euro mit ab- 
gebrochenen Bierflaschenhälsen oder ande- 
ren spitzen Gegenständen im Gesicht herum- 
stechen, 1,7 Millionen Euro Spenden sam- 
meln zu wollen, ist einer der raren Momen- 
te, in denen das berechnende Spiel mit Vol- 
kes Stimmungen durchschaubar wird. (Ende 
März gab es ca. 13.000 Euro Spendenzusagen, 
ginge es in diesem Tempo weiter, wäre das 
Geld in etwa drei Jahrzehnten zusammen, die 
Initiatoren wären jedoch vermutlich bereits 
mehrheitlich tot). Trotz dieser teils absurden 
Agitation ist es jedoch keinesfalls so, dass ein 
bösartiger kleiner Kreis eine unvoreingenom- 
mene Öffentlichkeit manipuliert und für sei- 
ne Zwecke missbraucht. Das Verhältnis zwi- 
schen willigem Stimmvieh und den Lautspre- 
chern des Protestes ist weit komplexer; beide 
Fraktionen: Wortführer und Unterstützer, be- 
dingen sich gegenseitig. Der Erfolg der Initi- 
ative beruht darauf, dass sie bereits vorhan- 
dene Bedürfnisse weckte und damit zur rich- 
tigen Zeit am richtigen Ort war. 


WIR HABEN NICHTS GEGEN 

FREMDE, ABER DIESE FREMDEN 

SIND NICHT VON HIER 
In den Diskussionen in der Lokalpresse und 
vor allem im Internet tauchte insbesondere die 
Argumentationslinie immer wieder auf, die 
zumindest den über 30-Jährigen bekannt vor- 
kommen dürfte: Ähnlich wie in den 1990er 
Jahren, als von einer Mehrheit der Landsleute 
Asylbewerber dafür verantwortlich gemacht 
wurden, Blutsdeutschen neben allerlei All- 
tagsdingen vor allem »Frauen« und »Arbeits- 
plätze« »wegzunehmen«, argumentieren nun 
auch die Freunde der Bürgerinitiative »Pro 
Pauluspark«. So sprechen sie davon, dass das 
Paulusviertel schon heute »eines der Stadt- 
viertel mit der höchsten Bevölkerungsdich- 
te« sei, das »eine weitere Verdichtung des 
geplanten Ausmaßes nicht verkraften wür- 
de«. Potenziell Zuziehende, vor allem deren 
Zöglinge, würden eine Überflutung des Spiel- 
platzes, der »schon jetzt einer der am stärks- 
ten frequentieren [...] der Stadt und am Ran- 
de seiner Kapazität« sei, verursachen. Glei- 
ches gelte »für die Schul- und Kitasituation, 
die aufgrund des Kinderreichtums im Viertel 
bereits jetzt an ihre Grenzen gekommen« sei. 
Dazu werden zukünftig auftretende Spannun- 
gen zwischen einheimischen und zugezoge- 
nen Kraftfahrern geradezu heraufbeschwo- 
ren. So sei eine »erhebliche Verstärkung des 
fließenden Verkehrs [...] selbstverständlich 
zu erwarten«, die »insbesondere in der Be- 
rufsverkehrszeit im Bereich der Ausfahrten 
der Tiefgaragen zu Konflikten« führen werde. 
Wo die Lawinen herkommen sollen, bleibt 
leider unbeantwortet. Es ist wohl nicht zu er- 
warten, dass sich die tatsächlich problemati- 
sche Verkehrs- bzw. Parkplatzsituation durch 


neue Bewohner gravierend ändert. Auch in 
weiteren Disziplinen sieht man die dunklen 
Wolken bereits aufziehen: Denn was dem or- 
dinären Nazi »Rassereinheit« und »deutsche 
Kultur«, ist den Frontkämpfern der Bürgerin- 
itiative »Pro Pauluspark« der Kampf »zur Er- 
haltung der städtebaulichen Eigenart«. Cha- 
peau! Was den Rassisten der 1990er Jahre 
recht und billig, gerinnt dem hallischen Akti- 
visten zum politischen Programm. Das Fuß- 
volk sekundiert dabei freimütig und findet die 
hauseigenen Entsprechung zum NPD-Jargon 
(»Wer Deutschland nicht liebt, soll Deutsch- 
land verlassen«) ganz ohne braunes Partei- 
buch: »Wenn man eine Gegend mag, so soll- 
te man sich an die Gegebenheiten anpassen«. 


GRÜN JA GRÜN SIND ALLE 
MEINE FREUNDE 
Dabei steht das hallische Paulusviertel, sieht 
man sich Wahlergebnisse der letzten Jahre 
an, geradezu prototypisch für das »moder- 
ne Deutschland«. Kaum irgendwo sonst be- 
ziehen so viele Haushalte Ökostrom, kaum 
irgendwo sonst erreichen die »Grünen« sol- 
che Wahlergebnisse, von denen so mancher 
Stuttgarter Wahlbezirk nur träumen kann, 
und kaum irgendwo sonst fühlt man sich so 
tolerant, weltoffen und friedliebend. Ein Un- 
terstützer des Protestes gibt auf der Websei- 
te der Initiative »Pro Pauluspark« über den 
Charakter des Viertels bereitwillig Auskunft: 
»Ich kenne das Paulusviertel und schätze den 
friedlichen und wenig kriminellen Charakter 
eines großen Stadtteiles, was nach meiner Er- 
fahrung als Polizist in großen Städten in die- 
ser Form nicht häufig ist. Dies ist auch dem 
besonderen Charakter (Flair) und der dort 
wohnenden Bevölkerung zu verdanken. Des- 
wegen muss der vorherrschende Zustand er- 
halten bleiben. Große Wohnanlagen kann 
man dort bauen, wo sie hinpassen, aber nicht 
im Paulusviertel.« Vor dem Hintergrund die- 
ser von ordinärem Standesdünkel geprägten 
Zustände dürfen selbstverständlich ins Feld 
geführte Umweltaspekte zur Untermauerung 
der Ablehnung des Bauvorhabens nicht feh- 
len. Die geplante Bebauung der gegenwärtig 
größtenteils versiegelten Fläche wird so fol- 
gerichtig zu einer massiven Bedrohung von 
»Nistplätzen« und einer »deutlichen« Redu- 
zierung der »Blattmasse«. Dass es sich bei 
dieser ominösen »Blattmasse« um ein paar 
eher vor sich hin mickernde Krüppeleichen 
handelt, verschweigt der Freundeskreis der 
Deutschen Eiche genauso wie den Umstand, 
dass bei einer Bebauung die Pflanzung ei- 
ner Vielzahl neuer Bäume und das Anlegen 
großzügiger Grünflächen angedacht ist, denn 
Autos parken dann nämlich im Gegensatz 
zu heute in einer Tiefgarage. Wenigstens ein 
solches wahrlich legitimes Vorhaben müsste 
bei den Freunden von Frosch und Fuchs auf 
Zustimmung stoßen. Doch auch die Tiefga- 
rage findet seine Kritiker: profunde Kenner 
der Materie wollen herausgefunden haben, 
dass tief unter der Erde das Einzugsgebiet ei- 
nes unterirdischen Baches (die weltbekann- 
te »Faule Witschke«) liege, der sich durch 
die nötigen Erdarbeiten potenziell in seinem 


Wesen gestört fühlen könnte, was »negative 
Auswirkungen auf die umliegenden Liegen- 
schaften« habe. Einige Unterstützer des Pro- 
testes führten angesichts der vermuteten »er- 
heblichen Verstärkung« des Verkehrs an, dass 
das Paulusviertel »schon heute« eine der 
höchsten Feinstaub- und CO,-Belastungen 
Sachsen-Anhalts aufweise. Dass die für die- 
se Daten verantwortlich zeichnende Messsta- 
tion sich an einer der meistbefahrenen Stra- 
ße Halles befindet, die für etwa 300 Meter am 
Rand des in diesem Bereich nahezu gänzlich 
entvölkerten Paulusviertels vorbeiführt, wis- 
sen selbstverständlich auch jene, die wohl 
für ein »schon heute« schadstoffverseuch- 
tes Quartier kaum so viel Liebe und Vertei- 
digungsbereitschaft aufbringen würden. Mit 
den im Viertel selbst anzutrefffenden Wer- 
ten haben diese Messungen selbstverständ- 
lich wenig zu tun, bildet doch die geschlosse- 
ne Anreihung leerstehender Häuser eine Art 
»natürlichen Schutzwall« gegen jedwede Zu- 
mutungen der Welt außerhalb des Kiezes. Es 
scheint fast so, als handele auch die Bürger- 
initiative »Pro Pauluspark« nach der Maxi- 
me, die ein Gegner des Baues der Autobahn 
143 beim Radiosender »MDR-Info« kürzlich 
kundtat, als er erwähnte, manchmal »froh« zu 
sein, wenn sich in der Nähe eines Bauvorha- 
bens ein Exemplar einer seltenen Tierart ent- 
decken lässt, da dies oft die »letzte und einzi- 
ge Möglichkeit« sei, ein Bauprojekt noch zu 
verhindern. 


AM ENDE: KONFORMISMUS 
Die schon eingangs angedeutete Mischung 
aus schlecht verklausulierter Besitzstands- 
wahrung und Aufbegehren lässt sich bei 
den Korinthenkackern der Kiezpolizei »Pro 
Pauluspark« exemplarisch zeigen. Des lin- 
ken Aktivismus unverdächtige Akteure ge- 
ben den Ton an und treiben Stadtverwal- 
tung und andere Verantwortliche vor sich her. 
Des »Wutbürgers« Hauptziel ist, dass alles 
so bleibt wie es ist. Dafür begehrt er auf, da- 
für bringt er knittrige Listen in die Tea-Shops 
und Yoga-Höhlen und mobilisiert Arbeits- 
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kollegen und Freundeskreise. Vor allem die 
(unbewusste) Angst vor dem eigenen sozia- 
len Abstieg lässt ihn diese Energie aufbrin- 
gen. Der Neubau einiger Häuser wird, den 
heißen Atem des Konkurrenten im Nacken, 
da schnell zur »Zerstörung des Viertels«. Der 
Initiative und ihren Claqueuren geht es nicht 
um »hässliche Architektur«, Nistplätze oder 
gestörte Wasseradern. Während die unmit- 
telbaren Initiatoren — und damit jene weni- 
gen direkt Betroffenen — mit der angestreb- 
ten Verhinderung von Großteilen des Bau- 
projektes auch eine eigene Agenda verfolgen 
und Lärm, Bautätigkeit und die Zerstörung 
einer liebgewonnenen Aussicht verhindern 
wollen, ist der breiten Masse der Protest sich 
selbst genug. Mögliche Einzelinteressen wer- 
den dabei meist als Dienst am Kollektiv de- 
klariert. Es geht der Mehrheit der Unterstüt- 
zer dazu weniger um »die Sache«, als viel- 
mehr um Gemeinschaftsgefühl und ein Auf- 
begehren gegen die als Zumutung empfun- 
denen Entscheidungen vermittelter Demo- 
kratie. Der »Wutbürger« scheint eine Fol- 
ge dessen zu sein, dass sich in Krisenzeiten 
nunmehr auch beim arrivierten Mittelstand 
das ehemals den Unterschichten vorbehalte- 
ne Gefühl durchsetzt, nur »belogen und be- 
trogen« zu werden. Auch er spürt seine eige- 
ne Überflüssigkeit und fürchtet seit neuestem 
die zypriotische Reichensteuer. Neues wird 
dabei verstärkt als Bedrohung der altherge- 
brachten Ordnung verstanden. Das Bedürfnis, 
es denen »da oben« für imaginierte oder tat- 
sächlich erlittene Demütigungen ordentlich 
heimzuzahlen, ist dabei angesichts der häufig 
kaum verklausulierten Drohungen gegen Po- 
litiker, wenig einflussreiche Verwaltungsbe- 
amte oder Sachbearbeiter offensichtlich. Die 
kämpferische Verteidigung einer Welt, in der 
man sich auskennt und zurechtfindet, deutet 
auf eine tiefe Verunsicherung hin, die mit der 
Verhinderung eines Bauprojektes sicher nicht 
zu beheben ist. 


Manfred Beier und Peter Deichmann 


TERROR, WAHN, 
GESELLSCHAFT 


1. INKOMPETENZ ALS 

ZEICHEN DER ZEIT 
Wer die ersten Berichte der Bundesanwalt- 
schaft und der diversen NSU-Untersuchungs- 
ausschüsse liest, gewinnt schnell den Ein- 
druck, eine Clique von Pinguinen hätte bei 
der Fahndung nach Böhnhardt, Mundlos und 
Zschäpe auch nicht schlechter abgeschnitten 
als die beteiligten Dienste, Kommissionen 
und Sondereinheiten. Die Ermittlungen wa- 
ren eine einzige Aneinanderreihung von Pan- 
nen, Fehleinschätzungen und Unfähigkeiten. 
Die Inkompetenz, von der mit Blick auf die 
Arbeit der deutschen Inlandsgeheimdienste 
und der Sonderkommission »Bosporus« so 
gern gesprochen wird, ist aber nicht allein das 
Kennzeichen der Fahndung nach dem Zwi- 
ckauer Trio. Egal, wohin man schaut — ob in 
die öffentlichen Verwaltungen, die Universi- 
täten, Arbeitsämter, Krankenhäuser oder den 
Politikbetrieb: Eine Pinguinclique könnte 
dem einschlägigen Personal überall Konkur- 
renz machen. Hierfür gibt es mehrere Grün- 
de. Sowohl im Arbeitsleben als auch im Pri- 
vaten tut sich zum einen eine Kluft zwischen 
den technischen Möglichkeiten und den Fä- 
higkeiten der Einzelnen auf, diese Möglich- 
keiten zu nutzen. Selbst die größten Nerds 
sind kaum noch dazu in der Lage, sich ei- 
nen Überblick über alle Funktionen ihres 
Handys, ihres DVD-Players oder ihres Face- 
book-Accounts zu verschaffen. Zum anderen 
existiert auch eine Kluft zwischen den tech- 
nischen Fertigkeiten der Einzelnen und ih- 
rem Vermögen, die Ausübung dieser Fertig- 
keiten in allen Konsequenzen einzuschätzen. 
So ist die Menschheit zwar dazu in der Lage, 
Millionen Menschen per Knopfdruck auszu- 
löschen, Flugkörper Zehntausende Kilome- 
ter zielgenau durchs Weltall düsen zu lassen 
oder eben, wie 2011 in Dresden geschehen, 
an einem Tag mehr als eine Million Mobil- 
funkverbindungen polizeilich überwachen zu 
lassen. Aber vorstellbar sind all die Dimensi- 
onen des Leidens, der Präzision, der Entfer- 
nung, der Datenflut nur schwerlich. 

Diese Phänomene sind Ausdruck einer 
Entwicklung, die Günther Anders vor mehr 
als 50 Jahren mit der Formel der Asynchro- 
nität zwischen den Menschen und ihrer Pro- 
duktwelt beschrieb: Die Produktion um 
der Produktion willen hat nicht nur sämtli- 
che Grenzen gesprengt. Die Menschheit, so 
schrieb Anders 1956, sei zugleich damit be- 
schäftigt, »eine Welt zu etablieren, mit der 
Schritt zu halten wir unfähig sind, und die 
zu »fassen«, die Fassungskraft, die Kapazität 
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Anlässlich der Eröffnung des Prozesses gegen Beate Zschäpe veröffentlichten die AG 
Antifa Halle und die AG »No Tears For Krauts« sieben Thesen zum NSU-Komplex in 
der Jungle World. Wir dokumentieren den Text nicht nur, um einen kleinen Beitrag da- 
zu zu leisten, über die reine Faktensammlung und die hektische Betriebsamkeit von Po- 
litik, Medien und Rechercheantifa hinauszukommen, die letztlich nur den Zweck haben, 
besinnungslos weiter hantieren zu können wie bisher, sondern auch aufgrund der Ver- 
bindung des NSU nach Halle: So stand auf der Kontaktliste der Gruppe nicht nur der 
Name des hallischen Neonazis Thomas Richter. Beate Zschäpe ging darüber hinaus in 
Halle-Neustadt zum Zahnarzt, hielt sich bei der dreitägigen Irrfahrt durch die Repub- 
lik, die sie nach dem Tod Uwe Böhnhardts und Uwe Mundlos’ unternahm, zwei Mal in 
der Saalestadt auf und verschickte eins der zwölf NSU-Bekennervideos an die hallische 


Linkspartei. 


sowohl unserer Phantasie wie unserer Emo- 
tionen wie unserer Verantwortung absolut« 
überfordere. Durch diese Kluft zwischen 
den Menschen und den Geräten wird die ge- 
sellschaftliche Ohnmacht, zu der die Einzel- 
nen durch das Kapitalverhältnis verdammt 
sind, in technischer Hinsicht verdoppelt. Es 
schlägt nicht nur, wie es Adorno und Hork- 
heimer in der »Dialektik der Aufklärung« be- 
schrieben haben, Rationalität in Mythos um. 
Auch die Technik, die sich in doppelter Hin- 
sicht vom Verstehen losgelöst hat, nähert sich 
wieder der Zauberei an. So ist es kein Zufall, 
dass der Erfolg von Fernsehserien wie »CSI« 
und »Waking the Dead«, die ein einziges 
Loblied auf moderne Fahndungsmethoden, 
technische Rationalität und digitale Daten- 
verarbeitung sind, mit der Begeisterung für 
Esoterikformate (»True Blood«, »Twilight« 
usw.) einhergeht. Ebenso wenig verwundert 
es, dass die hiesige Polizei, die über einen der 
modernsten Fahndungsapparate der Welt ver- 
fügt, bei ihrer Suche nach den Mördern der 
türkischen und griechischen Kleinunterneh- 
mer auch Hellseher konsultierte: Wenn die 
gesellschaftlichen und technischen Abläufe 
aufgrund ihrer Undurchschaubarkeit als Zau- 
berei erscheinen, werden Wahrsager, Hexen 
und andere Scharlatane zu gleichberechtigten 
Konkurrenten auf dem Voodoo-Markt. 

Diese Entwicklung, die Potenzierung von 
Ohnmachtserfahrungen, denen die Menschen 
überall in Permanenz ausgesetzt sind, hat oft 
Wut und Verzweiflung zur Folge. Viel häu- 
figer ist jedoch die Herausbildung jener Mi- 
schung aus Wurstigkeit, Gleichgültigkeit 
und Nachlässigkeit zu beobachten, die gern, 
wenn auch unzulänglich, mit dem Begriff 
der Inkompetenz beschrieben wird. Je gerin- 
ger die Einflussmöglichkeiten der Menschen 
auf den Gang der Dinge werden, je schwe- 
rer sich zudem die politischen, historischen, 
gesellschaftlichen und technischen Abläufe 
erschließen lassen, umso geringer wird der 
Glaube der Einzelnen an die Bedeutung ih- 
res Handelns. Die Allmachtsphantasien, de- 
nen man regelmäßig begegnet, kompensie- 
ren allenfalls das Wissen um die reale Ein- 
flusslosigkeit. So ruft der Bundespräsident 
beim Chefredakteur der Bild-Zeitung an, hin- 
terlässt kompromittierende Worte auf dessen 
Anrufbeantworter und ist anschließend er- 
staunt, dass seine Nachricht nicht vertraulich 
behandelt wurde. Und der Zettel mit dem Au- 
tokennzeichen des Wohnmobils, das die Mit- 
glieder des NSU bei ihren Verbrechen be- 
nutzten, verrottet im unteren Teil des Akten- 


berges; andere wichtige Spuren werden gar 
nicht erst aufgenommen. 


2. DAS VORGEHEN DES NSU 

WAR PRÄZEDENZLOS 
Als sich die beiden männlichen NSU-Mitglie- 
der nach einem Banküberfall und der Verfol- 
gung durch die Polizei am 4. November 2011 
in einem Wohnmobil richteten, Beate Zschä- 
pe die Familienkatze in Sicherheit brachte, 
die Fünf-Zimmer-Wohnung in Zwickau in 
die Luft sprengte und die Existenz der Ter- 
rorzelle aufgrund der versendeten Beken- 
nervideos bekannt wurde, war das Entsetzen 
groß. »Unvorstellbar« war eine der Vokabeln, 
auf die sich die deutschen Medien, Politiker 
und die Mehrheit der Bevölkerung zunächst 
unabgesprochen einigten. Selbst Leute, die 
beruflich für Alarmismus zuständig sind und 
sich mit Augen und Ohren weit näher an der 
Naziszene als so mancher Verfassungsschüt- 
zer befinden, stellten fest, dass eine im Unter- 
grund agierende Mordzelle nicht vorstellbar 
gewesen sei. Zwei Wochen nach dem Aufflie- 
gen des NSU gab ein Rechtsextremismusex- 
perte von »Miteinander e. V.«, der größten zi- 
vilgesellschaftlichen Initiative gegen Neona- 
zismus in Sachsen-Anhalt, in einem Radio- 
interview zu Protokoll, dass ihn die Existenz 
der Terrorzelle »überrascht« habe: »Ich muss 
ganz ehrlich sagen: Das habe ich nicht für 
möglich gehalten.« Ein Jahr später klang al- 
les ganz anders. »Miteinander e. V.« bemüh- 
te nun das Mantra vom »eklatanten Versagen 
der Sicherheitsbehörden« und forderte, ih- 
nen »die Deutungshoheit über Einschätzun- 
gen zur Situation und den Bedrohungslagen 
durch Rechtsextremismus« zu »entziehen« 
— um sie, so wird der Satz unausgesprochen 
weitergeführt, den Mitarbeitern von »Mitein- 
ander e. V.« zu übertragen. Exemplarisch war 
die Behauptung der Zeit, Böhnhardt, Mund- 
los und Zschäpe ständen in der Kontinuität 
eines Rechtsterrorismus, »wie er die Bundes- 
republik seit den 1950er Jahren« begleitet ha- 
be: »Nichts davon ist neu, aber alles daran 
fordert von der Öffentlichkeit, endlich aufzu- 
wachen - und wach zu bleiben.« 

Tatsächlich war an der Mordserie des NSU 
so ziemlich alles neu. Zwar gab es seit den 
1960er Jahren immer wieder terroristische 
Aktionen deutscher Neonazis. Sie richteten 
sich jedoch in erster Linie gegen die Ostpo- 
litik der Bundesregierung, dem »Weltkom- 
munismus« zugeschlagene Organisationen 
wie die SPD oder Institutionen der DDR. In 
den 1970er Jahren gewannen Anschläge ge- 


gen Einrichtungen der nicht nur von den Neo- 
nazis als »Besatzungsmacht« wahrgenomme- 
nen USA an Bedeutung. Trotz der Ermordung 
des Rabbiners Shlomo Levin durch einen An- 
gehörigen der »Wehrsportgruppe Hoffmann« 
und des Oktoberfestattentats von 1980 war 
der Rechtsterrorismus der alten Bundesrepu- 
blik vor allem der hilflose Versuch, die Legi- 
timität der Bundesrepublik und des »Besat- 
zungsregimes« in Frage zu stellen und zu be- 
kämpfen. Das änderte sich mit der Wieder- 
vereinigung. Die Agitation von Neonazis ge- 
gen den Staat verringerte sich auf ein kaum 
wahrnehmbares Quantum. An die Stelle des 
Feindbildes »Staat« rückten die als Bedro- 
hung des Volkskörpers angesehenen Auslän- 
der. Im Wiedervereinigungstaumel und der 
fremdenfeindlichen Stimmung dieser Jah- 
re konnten sich die Neonazis als Speerspit- 
ze des Volkswillens begreifen. Ein klandes- 
tines Vorgehen war daher unnötig. Gemordet 
wurde reichlich, meist spontan und öffentlich. 
Die Mehrheit der über 150 Tötungsdelikte, 
die von Neonazis begangen wurden, waren 
Spontantaten; der kleinste Teil war überhaupt 
länger als eine Nacht geplant. Die Täter wur- 
den zum größten Teil bald von der Polizei er- 
mittelt. Wenn linke und zivilgesellschaftliche 
Gruppen vor einer »rechten Gefahr« warn- 
ten, hatten sie keine im Untergrund agierende 
Mordgang vor Augen, sondern fremdenfeind- 
liche Tendenzen der Gesellschaft, rechte Ka- 
meradschaften und die Browntowns im Os- 
ten. Auch der »führerlose Widerstand«, von 
dem amerikanische und britische Nazis mit- 
unter sprachen, galt wegen seiner mangeln- 
den Ausstrahlungskraft auf Deutschland und 
seiner erstmaligen Erwähnung in einer fik- 
tiven Geschichte, den »Turner Diaries« von 
William L. Pierce, weniger als ernst zu neh- 
mende Gefahr denn als Gedankenspiel. Nie- 
mand rechnete mit der Existenz rechtsextre- 
mer Serienmörder. Das atypische und bei- 
spiellose Vorgehen des NSU trug dazu bei, 
den Ermittlungsbehörden, halbstaatlichen 
»Demokratisierungsprojekten« und der Anti- 
fa die Sicht auf die Taten zu verstellen. Wer 
dies heute leugnet, gar Gegenteiliges behaup- 
tet, ist ein Opportunist und Schaumschlä- 
ger. Ihm geht es statt um Erkenntnis nicht zu- 
letzt darum, vom eigenen Versagen abzulen- 
ken — immerhin war die Rede von den »Dö- 
nermorden« seinerzeit auch in der Presse 
aufgegriffen worden — und sich einen Vor- 
teil beim Kampf um die zivilgesellschaftli- 
chen Planstellen gegen Rechtsextremismus 
zu verschaffen. 


3. TERROR ALS RÜCKZUGSGEFECHT 

»Neue Qualität rechter Gewalt!« Diese Phra- 
se findet sich seit Jahren in fast jedem Bericht 
über rechte Straftaten. Im Fall der Zwickau- 
er Zelle traf die Parole zu - allerdings anders, 
als sie von den meisten Journalisten gemeint 
war. Der individuelle Terror aus dem Unter- 
grund war nämlich keineswegs Ausdruck ei- 
ner stärker werdenden Bewegung, sondern 
der Höhepunkt des individuellen Radikalisie- 
rungsprozesses von in die Enge Getriebenen, 
deren Bewegung seit vielen Jahren margina- 


lisiert ist. Ein ähnliches Phänomen war eini- 
ge Jahrzehnte zuvor zu beobachten — wenn 
auch unter anderen politischen Vorzeichen: 
Das Scheitern der Außerparlamentarischen 
Opposition der 1960er Jahre und ihr Aufge- 
hen im Staat führten zur Radikalisierung ei- 
nes Teils der Studentenbewegung, die RAF 
nahm den bewaffneten Kampf genau dann 
auf, als die einst starke Bewegung zerfiel. Ei- 
nen ähnlichen Niedergang wie die APO der 
1960er Jahre erlebte die rechte Szene Mitte 
der 1990er Jahre. Konnten sich die Neonazis 
in der Zeit von Hoyerswerda und Rostock- 
Lichtenhagen noch als Exekutoren des Volks- 
willens begreifen, begann bereits in der Mitte 
des Jahrzehnts der stetige Rückbau der rech- 
ten Szene: 1992 wurden die »Nationalistische 
Front« und die »Nationale Offensive« verbo- 
ten; 1994 folgte das Verbot der »Wiking-Ju- 
gend«. Gleichzeitig demonstrierten Hundert- 
tausende mit Lichtermärschen gegen Nazis. 

Auch an Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt 
und Beate Zschäpe, die in genau dieser Zeit 
politisiert wurden, gingen die Zeitläufte nicht 
spurlos vorbei. Sie, die nach der rechten 
Hochstimmung der Wendezeit den Nieder- 
gang der Bewegung erlebten, bekamen als- 
bald die Repressionen der Sicherheitsorga- 
ne ebenso zu spüren wie die deutlich nega- 
tive Berichterstattung. War diese zuvor noch 
von einem beschwichtigenden Tonfall, wur- 
den Neonazis ab Mitte der 1990er Jahre auch 
von den Medien zusehends zu Unpersonen 
erklärt. In dieser Zeit, so berichten Christi- 
an Fuchs und John Goetz in ihrem fakten- 
reichen Buch »Die Zelle«, verbreitete sich 
in der Naziszene das Gefühl, von der Mit- 
te der Gesellschaft immer stärker abgelehnt 
zu werden. »Wir spürten jeden Tag«, so zitie- 
ren sie einen früheren Bekannten von Böhn- 
hardt, Mundlos und Zschäpe, »dass die Ge- 
sellschaft uns ausspuckt«. Der erste Mord der 
bereits lange zuvor wegen Sprengstoffdelik- 
ten abgetauchten NSU-Mitglieder am 9. Sep- 
tember 2000 fiel mit dem von Gerhard Schrö- 
der ausgerufenen »Aufstand der Anständi- 
gen« zusammen, als staatlich geförderte In- 
itiativen gegen Rechtsextremismus allerorten 
aus dem Boden schossen, »Bunt statt braun« 
zum Wahlspruch noch der entlegensten Dör- 
fer wurde und die Antifa das gesamtgesell- 
schaftliche Halali gegen die als neue Schäd- 
linge der Volksgemeinschaft designierten Na- 
zis anführte. Zwei Jahrzehnte nachdem der 
Spiegel mit der übervoll beladenen Arche 
Noah auf dem Cover die Parole »Das Boot ist 
voll« geadelt hatte, titelte das Blatt nun mit 
»Die Braune Armee Fraktion« — und zog die 
Analogie zur RAF damit explizit. 


4. SAMMELWUT UND DATENFLUT 

Als der Verfassungsschutz in den frühen 
Zeiten des Kalten Krieges gegründet wur- 
de, hatte er als Inlandsgeheimdienst haupt- 
sächlich die Aufgabe, Daten und Informati- 
onen zu sammeln, die der Bekämpfung des 
Feindes im Osten dienten. Zu seinen ersten 
Amtshandlungen zählte die Überwachung 
der 1956 verbotenen KPD, die enge Kontak- 
te zur DDR unterhielt. Mit dem Zusammen- 


bruch des Ostblocks geriet der Verfassungs- 
schutz in eine immer noch anhaltende Legiti- 
mationskrise. Schlagartig hatten die radikale 
Linke und ihre Verbindungen zur DDR keine 
große Bedeutung mehr. Hinzu kam, dass spä- 
testens seit Mitte der 1990er Jahre auch die 
rechte Szene im stetigen Niedergang begrif- 
fen war. Beide stellen gesamtgesellschaftlich 
betrachtet keine Gefahr für die Sicherheit der 
Republik dar. Auch der islamische Terroris- 
mus, der seit einigen Jahren eine Rolle spielt, 
kann diese Lücke zumindest in der Bundes- 
republik nicht füllen. Der Verfassungsschutz 
ist, mit anderen Worten, historisch überflüs- 
sig geworden. 

Von diesem Legitimationsproblem und ei- 
ner damit verbundenen Gefahr der Einspa- 
rung von Stellen scheint am ehesten der Ver- 
fassungsschutz selbst eine Ahnung zu haben. 
Mit der Aufblähung linker Kleingruppen zu 
staats- und verfassungsfeindlichen Extremis- 
ten, wie unlängst mit der mecklenburgischen 
Dorfpunkband »Feine Sahne Fischfilet« ge- 
schehen (Jungle World 6/13), erzeugen die 
Verfassungsschutzämter nach außen das Bild 
einer permanenten und vielseitigen Bedro- 
hung - und damit der Unverzichtbarkeit der 
eigenen Arbeit. Gleiches gilt für das Bild der 
Nazis. Auch wenn sie für verschiedene Grup- 
pen in den ostdeutschen Dead Men’s Towns 
eine Gefahr für Leib und Leben darstellen, 
stehen sie nicht kurz davor, massenhaft in die 
Landtage einzuziehen und öffentliche Dis- 
kussionen über ihren Bundeskanzlerkandida- 
ten führen zu müssen. 

Aus dem Aufblähen gesellschaftlich mar- 
ginaler Gruppen zu »Feinden der Demokra- 
tie« folgt das Sammeln von Daten um des 
Sammelns willen. Je mehr Daten ein Ver- 
fassungsschutzamt durch verdeckte Operati- 
onen, V-Leute und Überwachungen zusam- 
menträgt, umso wichtiger sind das jeweili- 
ge Amt und die jeweilige Abteilung, umso 
mehr können sie die Öffentlichkeit von der 
Bedeutsamkeit der eigenen Arbeit überzeu- 
gen. Eine Unterscheidung zwischen sinn- 
vollen und sinnlosen Informationen im Vor- 
feld von Datensammlungen wird kaum noch 
vorgenommen. Als Beispiel für die mangeln- 
de Aussagekraft von Daten, die in der rech- 
ten Szene erhoben wurden, sei an die Aussa- 
ge des damals für die Anwerbung von V-Leu- 
ten zuständigen Geheimdienstbeamten Nor- 
bert Wießner vor dem Thüringer NSU-Unter- 
suchungsausschuss erinnert: »Skinheads an- 
zuwerben, war eine absolute Katastrophe, die 
besaufen sich und können sich dann an nichts 
mehr erinnern.« Wer hätte das auch vorher 
ahnen können. 

Zugleich schlägt das Sammeln von Daten 
regelmäßig ins Irrationale um. Man denke 
an jene Recherche-Antifas, die monatelang 
E-Mails von Nazis mitlesen, ihre Facebook- 
Profile überwachen und sie in ihrem Stadt- 
viertel beschatten, ohne dass daraus jemals 
etwas folgt. Die Informationen werden nicht 
weitergegeben oder gegen die Nazis verwen- 
det. Die Begründung der Antifas für ihre un- 
aufhörliche Tätigkeit ähnelt der der Verfas- 
sungsschutzämter: Während die Recherche- 
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Crews darauf hinweisen, dass die Nazis re- 
gistrieren könnten, dass mitgelesen wird, 
und dass noch viel wichtigere Informationen 
durch längere Recherche gewonnen werden 
könnten, mahnen die Verfassungsschützer, 
dass anhaltende Operationen vonnöten sei- 
en, dass die V-Leute nicht abgezogen und die 
Kanäle nicht offengelegt werden könnten, da 
der richtige Zeitpunkt noch nicht gekommen 
sei. Das Dumme ist nur, dass es diesen Zeit- 
punkt nicht gibt. Die Datensammlung kreist 
um sich selbst und ist vom Zweck entkoppelt. 
Dass der NSU unbehelligt zehn Menschen 
ermorden konnte, ist auch der Eigendynamik 
der Verfassungsschutzämter und ihrem besin- 
nungslosen Trott aus Überwachung, Bespit- 
zelung und Anwerbung von Naziaktivisten 
zuzuschreiben. In letzter Konsequenz führt 
das selbstzweckhafte Sammeln von Daten zu 
einer Datenflut, die von niemandem mehr zu 
beherrschen ist: Zu viele Behörden sammeln 
zu viele Daten, die zu umfangreich sind, als 
dass sie noch irgendjemand auswerten könn- 
te. Selbst wenn es konkrete Hinweise und 
Spuren gegeben hat, die dem NSU das Hand- 
werk hätten legen können: Man hätte sie zwi- 
schen den fragwürdigen Informationen zuerst 
finden und, viel wichtiger, richtig interpretie- 
ren müssen. 


5. AUTORITÄRE CHARAKTERE 

ERMITTELN 
Im Fall der Morde und des Bombenanschlags 
des NSU stand für zahlreiche Ermittler von 
Anfang an fest: Die Täter sind nicht in der 
Neonaziszene zu suchen, sondern sie müs- 
sen Ausländer sein. Die bayerischen Sonder- 
kommissionen »Halbmond« und »Bosporus« 
zeigten schon mit ihren Namen, dass den Be- 
amten als Erstes türkische Mafiosi und Ban- 
denkriminalität einfallen, wenn ausländische 
Kleinunternehmer ermordet werden. Als wä- 
ren die beiden Weltkriege irgendwo in der 
Südsee angezettelt worden, erklärte ein Gut- 
achter des baden-württembergischen Lan- 
deskriminalamts 2007: »Vor dem Hinter- 
grund, dass die Tötung von Menschen in un- 
serem Kulturkreis mit einem hohen Tabu be- 
legt ist, ist abzuleiten, dass der Täter hinsicht- 
lich seines Verhaltenssystems weit außerhalb 
des hiesigen Normen- und Wertesystems ver- 
ortet ist.« Er schlussfolgerte, dass die Täter 
höchstwahrscheinlich »im Ausland aufwuch- 
sen oder immer noch dort leben«. Da für die 
Beamten von vornherein feststand, dass die 
Mörder nicht im Osten der Republik, sondern 
östlich der Ägäis zu suchen seien, wurde ent- 
sprechenden Hinweisen nicht nachgegangen. 
Weder das Gutachten, in dem FBI-Profiler 
2007 von einem Hate Crime sprachen, noch 
das ein Jahr zuvor von einem deutschen Er- 
mittler erstellte Täterprofil, das auf Mund- 
los und Böhnhardt passte, zog Konsequen- 
zen nach sich. Aller Unvorhersehbarkeit und 
Inkompetenz zum Trotz drängt sich also die 
Frage auf: Warum ermittelten die Polizeibe- 
hörden nicht wenigstens, wie es in anderen 
Fällen oft heißt, »in alle Richtungen«? 

Als die Soko »Bosporus« aufgrund des er- 
stellten Täterprofils 2006 kurzzeitig überleg- 
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te, ob nicht vielleicht doch Nazis als Täter in 
Frage kommen könnten, gab es die dienstli- 
che Anweisung, dies keinesfalls öffentlich 
zu thematisieren, wie der Vorsitzende des 
NSU-Untersuchungsausschusses im Bundes- 
tag, Sebastian Edathy, in einem Interview mit 
der Zeit skandalisierte. Auch das Bestreben 
der Sonderkommission, die zentrale Ermitt- 
lungsführung 2006 dem Bundeskriminalamt 
zu übergeben, wurde vom BKA abgelehnt. In 
diesem Jahr, in dem der NSU mit der Ermor- 
dung von Halit Yozgat sein vorletztes Opfer 
mit gezielten Kopfschüssen hinrichtete, war 
Deutschland im Fußball-WM-Fieber, und 
die Republik bemühte sich um ein freundli- 
ches und weltoffenes Gesicht. Spekulationen 
in den Medien über gezielte Mordanschläge 
von Nazis und ausbleibende Fahndungserfol- 
ge, die möglicherweise die Übergabe der Er- 
mittlungen an das BKA nach sich gezogen 
hätten, sollten offenbar verhindert werden. 
Da die Welt »zu Gast bei Freunden« zu sein 
hatte, scheint es für die verantwortlichen Be- 
amten inopportun gewesen zu sein, ihre Er- 
mittlungen auf die Naziszene auszuweiten. 
Der Ruf des Gastgeberlandes hätte beschä- 
digt werden können. 

Doch nicht nur vorauseilender Gehorsam 
und die Einfühlung in die Staatsräson ver- 
hinderten Ermittlungen in die richtige Rich- 
tung. Wie aus dem erwähnten Gutachten des 
baden-württembergischen LKA hervorgeht, 
trauen die verantwortlichen Ermittler Frem- 
den grundsätzlich größere Verbrechen zu als 
einheimischen Nazis. Offensichtlich ist der 
»Aufstand der Anständigen« in den Amtsstu- 
ben der Ermittlungsbehörden nicht angekom- 
men. Dies hat verschiedene Gründe: Zum ei- 
nen befinden sich unter den federführenden 
Ermittlern Personen, die allein schon qua So- 
zialisation wenig mit der Berliner Republik 
anfangen können. Die leitenden Polizeibeam- 
ten begannen ihre Laufbahn in der Ära Kohl 
und arbeiteten sich in einer Zeit auf ihre Pos- 
ten, als die öffentliche Ächtung von Fremden- 
feindlichkeit, Nazismus und Chauvinismus 
kein gesellschaftlicher Konsens war. Zudem 
sind Polizisten, die eine rechte politische Ge- 
sinnung pflegen, alles andere als eine Selten- 
heit. Diese Vorliebe ist vielmehr im Charakter 
der Behörde selbst begründet. Als »Arm des 
Gesetzes«, staatliche Wehrsportgruppe und 
Blaulicht-Bevollmächtigte ist die Polizei eine 
Institution, die autoritäre Charaktere anzieht 
wie das Licht die Motten. In ihr können sie 
ihre Bedürfnisse ungehemmt ausleben, bie- 
tet sie doch durch strenge Hierarchien, Prin- 
zipien wie Gehorsam und Unterordnung so- 
wie ihren traditionellen Corpsgeist alles, was 
das autoritäre Herz begehrt. Und dass der au- 
toritäre Charakter rigiden Kategorien wie Ei- 
gen- und Fremdgruppe verhaftet ist, also da- 
zu neigt, Ausländer und Fremde abzulehnen 
und ihnen projektiv alle möglichen Übel zu- 
schreiben, ist seit den »Studien zum autori- 
tären Charakter« bekannt. Deshalb wird sich 
die staatsoffizielle »Bunt statt braun«-Politik 
in den Polizeibehörden allen Fortbildungsse- 
minaren und Racial-Profiling-Verboten zum 
Trotz nie durchsetzen. 


6. DER NSU ALS OSTPHÄNOMEN 
Neonazis bewaffnen sich auch im Westen der 
Republik, auch westdeutsche Kameradschaf- 
ten besitzen mörderisches Potential. Dennoch 
ist sowohl die Entstehung des NSU als auch 
das ungestörte Leben von Böhnhardt, Mund- 
los und Zschäpe im Untergrund ohne die spe- 
zifischen Verhältnisse in den neuen Bundes- 
ländern nicht zu denken. 

Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe wurden 
in den frühen 1990er Jahren im Osten poli- 
tisch sozialisiert. Auch wenn der ausländer- 
feindliche Furor dieser Jahre vor dem Wes- 
ten der Republik keinen Halt machte, lag 
das Zentrum der damaligen Gewalt im Os- 
ten. Dort fanden die größten Ausschreitun- 
gen statt, nur dort waren bei Angriffen auf 
Asylbewerberheime im großen Rahmen Mas- 
senverbrüderungen von Neonazis und An- 
wohnern zu beobachten, nur dort stellten die 
Nazis zeitweise die dominante Jugendkul- 
tur. »Vom Gefühl her«, so beschrieb ein Be- 
kannter von Böhnhardt, Mundlos und Zschä- 
pe die damalige Situation im Osten, »war auf 
den Schulhöfen von Haupt- und Berufsschu- 
len damals jeder zweite rechts. Das ist heu- 
te schwer vorstellbar, aber in den Neunzigern 
war das die dominante Jugendkultur, so wie 
heute Hip-Hop in Berlin.« 

Aus dieser Zeit, in der die Parole »Aus- 
länder raus!« die Massenstimmung zwischen 
Rügen und Erzgebirge wiedergab, stammt 
zum einen das Feindbild des NSU: Während 
die Neonaziszene den Schwerpunkt ihrer 
Aktivitäten bald von der sogenannten Über- 
fremdung zum Antisemitismus, zur »Anti- 
Antifa«-Arbeit und zur Parole vom »natio- 
nalen Sozialismus« verlagerte, konservierten 
Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe das Feind- 
bild der 1990er Jahre mit ihrem Gang in den 
Untergrund. Mit ihren Morden lieferten sie 
die verspätete terroristische Begleitung zu 
Rostock-Lichtenhagen und Hoyerswerda. 

Zum anderen dürften die drei in den 
1990er Jahren im Osten jene Selbstsicherheit 
und Unverfrorenheit gewonnen haben, mit 
der sie sich in der Zeit nach ihrem Abtauchen 
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bewegten. Ein solches Gefühl von Sicherheit, 
das entsteht, wenn man in der Öffentlichkeit 
weniger auf Kritik als auf Zustimmung oder 
zumindest Verständnis stößt, vermittelten ih- 
nen auch ihre Nachbarn und Freunde in der 
Zeit ihres Lebens im Untergrund. So dürfte 
es kein Zufall sein, dass Böhnhardt, Mund- 
los und Zschäpe den Osten der Republik in 
den 13 Jahren ihrer Illegalität nur zum Mor- 
den, zum Ausspannen auf Fehmarn und für 
gelegentliche Besuche bei Freunden verlie- 
ßen: Zwei Jahre lebten sie in Chemnitz, elf 
Jahre in Zwickau. Im Osten der Republik 
kannten sie sich nicht nur aus, nur hier konn- 
ten sie auch ihr halbwegs normales Leben 
mit Hoffesten, Nachbarschaftsdiensten, Kin- 
derbetreuung und langjährigen Freundschaf- 
ten führen. Insbesondere Beate Zschäpe legte 
eine große Geselligkeit an den Tag: Sie freun- 
dete sich mit Nachbarinnen an, trank regel- 
mäßig mit ihnen und wurde nach und nach zu 
einer engen Vertrauten, mit der auch über die 
intimsten Dinge gesprochen wurde. Dass die 
Zwickauer Freunde und Bekannten nach dem 
Auffliegen des NSU erstaunt waren, dass es 
sich bei den langjährigen Nachbarn - in der 
Zwickauer Polenzstraße lebten die drei knapp 
acht, in der Frühlingsstraße fast vier Jahre — 
um Nazis handelte, lag keinesfalls an deren 
Verwandlungsfähigkeit: Beate Zschäpe dürf- 
te angesichts der Auswirkungen, die Alko- 
hol auf die Selbstkontrolle hat, zumindest 
bei ihren Frauenabenden nicht mit ihrer Mei- 
nung hinterm Berg gehalten haben. Eine Zwi- 
ckauer Freundin berichtete: »Wir haben dann 
meist ein Glasel oder auch mal zwei Fla- 
schen Wein getrunken. Manchmal waren es 
auch drei Flaschen, und zu bestimmten An- 
lässen gab’s auch Schnäpse.« Uwe Böhn- 
hardt sah, wie sich ein Bekannter erinnerte, 
der ihn zufällig traf, noch im Sommer 2002 
aus wie 1998, zur Zeit seines Untertauchens. 
Weder seine Kleidung noch sein Haarschnitt 
hatten sich verändert; er trug in der Zeit, in 
der die drei längst in der Zwickauer Polenz- 
straße lebten, immer noch Glatze, Springer- 
stiefel und Bomberjacke. Und ein ehemali- 
ger Nachbar berichtete, dass Beate Zschäpe 
so schlecht auf Ausländer zu sprechen gewe- 
sen sei, dass sich sein Bruder nicht getraut ha- 
be, ihn zu besuchen, weil er mit einer Vietna- 
mesin verheiratet ist. 

Wenn die Zwickauer Nachbarn und Freun- 
de, die mehrheitlich weder bekennende Nazis 
waren noch Kontakte zur rechten Szene hat- 
ten, trotzdem weiter insbesondere mit Zschä- 
pe befreundet blieben und niemand auf die 
Idee kam, dass es sich bei den jungen Män- 
nern mit den kurzen Haaren und den Rechts- 
rock-CDs um Nazis handelte, dann hatte das 
einen einfachen Grund: Sie fielen nicht auf, 
weil sie normal waren. Und zu dieser Nor- 
malität gehört im Osten nicht nur, dass Jungs, 
wie Böhnhardt und Mundlos, »World of War- 
craft« spielen und gern Mountainbike fahren, 
dass Frauen, wie Zschäpe, »Hello Kitty«- 
Hausschuhe tragen, Cindy aus Marzahn mö- 
gen und Sexy-Cora-Fans sind. Sondern es 
gehört ebenfalls dazu, dass sportive junge 
Männer und ihre Freundinnen oder Schwes- 


tern, gerade in Klein- oder Mittelstädten wie 
Zwickau, Fremde auch nach dem »Aufstand 
der Anständigen« doof finden, einen Waffen- 
fimmel haben und der Parole vom »nationa- 
len Sozialismus« einiges abgewinnen kön- 
nen — auch dann, wenn sie sich von den Ta- 
ten des NSU distanzieren. Die Bomberjacken, 
die Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe auf den 
Fotos aus den 1990er Jahren tragen, waren in 
der ostdeutschen Provinz bis weit über das 
Jahr 2000 hinaus nicht nur für Neonazis Ein- 
heitskleidung, sondern für jeden, der etwas 
auf sich hielt. 

In den neuen Bundesländern werden Nazi- 
positionen also in einem weit stärkeren Maß 
als im Westen von Leuten geteilt, die sich 
selbst nie als Nazis begreifen würden; in der 
ostdeutschen Provinz gehören sie weit stär- 
ker zum akzeptierten Meinungsbild als im 
Westen. Das bedeutet nicht, dass Böhnhardt, 
Mundlos und Zschäpe von ihren Nachbarn 
im Westen als Nazimörder enttarnt worden 
wären; das bedeutet ebenfalls nicht, dass sie 
im Westen in die soziale Isolation getrieben 
worden wären. Aber es heißt, dass sie wegen 
ihres Outfits, ihrer Äußerungen und ihres Ge- 
barens eher beargwöhnt worden wären; der 
soziale Anschluss wäre ihnen weniger leicht 
gefallen als in Zwickau. Sie hätten sich dort 
im Unterschied zum Osten nicht bewegen 
können wie der Fisch im Wasser. 


7. »RASSISMUS TÖTET« 
Im Sommer 2006 erklärte Alexander Horn, 
der die Soko »Bosporus« als Profiler beriet, 
dass der Mörder der neun Kleinunterneh- 
mer vermutlich ein Serienkiller sei. Er ha- 
be seine Opfer nur zufällig nach ihrem tür- 
kischen Erscheinungsbild ausgewählt. Für ei- 
nen politischen Hintergrund gebe es keinen 
Anhaltspunkt: »Neonazis können kein poli- 
tisches Kapital aus den Morden schlagen.« 
Diese Vorstellung — Neonazis morden, weil 
sie politischen Gewinn aus ihren Taten zie- 
hen — lag auch der späteren Verwunderung 
darüber zugrunde, dass der NSU bis zum No- 
vember 2011 auf Bekennerschreiben verzich- 
tet hatte. Sowohl die Rede vom »politischen« 
oder »rechten Hintergrund« neonazistischer 
Gewalttaten als auch der Glaube, dass Nazis 
um einer Sache willen morden, basiert auf ei- 
nem Missverständnis. Denn anders als nach 
dem Auffliegen von Böhnhardt, Mundlos 
und Zschäpe suggeriert wurde, sind es nicht 
»Weltbilder« oder politische Programme, die 
ursprünglich nette und umgängliche Jugend- 
liche zu Mördern werden lassen. Böhnhardt 
und Mundlos hatten lange vor ihrem An- 
schluss an die Naziszene und der Ausbildung 
des »gefestigten nationalsozialistischen Welt- 
bildes«, von dem der Verfassungsschutz so 
gern spricht, eine starke Affinität zu Gewalt. 
Wer überhaupt eine Kausalitätskette be- 
mühen will, hätte entgegengesetzt zu argu- 
mentieren: Das nationalsozialistische Welt- 
bild verwandelt nicht Klosterschüler in Ge- 
walttäter, sondern potentielle Gewalttäter, 
Gangster und Größenwahnsinnige werden 
von der Naziideologie und der rechten Szene 
angezogen, weil diese der eigenen, mal ein- 


gestandenen, mal uneingestandenen Sehn- 
sucht nach Verfolgung und Vernichtung ei- 
ne höhere Weihe verleihen. Sie werden Nazis, 
weil ihnen die Bewegung die Möglichkeit 
bietet, den eigenen Drang, jemanden einzu- 
schüchtern, fertigzumachen oder umzubrin- 
gen, als Dienst an einer höheren Sache auszu- 
geben. In dieser Sehnsucht nach dem Gewalt- 
ausbruch verschaffen sich die unterdrückten 
Triebe, die täglich hingenommenen Demüti- 
gungen, Quälereien und Verletzungen kom- 
pensatorisch Geltung. Nicht anders als die 
Astrologie, die Homöopathie und der Libe- 
ralismus ist das nationalsozialistische Welt- 
bild ein »ungeglaubter Glaube« (Adorno), 
der von seinen Anhängern halb ernst genom- 
men und halb durchschaut wird. Deshalb sind 
den nazistischen Mördern und ihren Vorden- 
kern die inneren Widersprüche ihrer Bewe- 
gung und ihrer sogenannten Weltanschauung 
letztlich gleichgültig. Welchen nationalso- 
zialistischen Runen-Freak hat je interessiert, 
dass Hitler weniger Ähnlichkeiten mit Her- 
mann dem Cherusker als mit Charlie Chaplin 
hatte? Welches SA- oder FAP-Mitglied fand 
es übermäßig schlimm, dass SA-Chef Ernst 
Röhm und der heimliche FAP-Boss Micha- 
el Kühnen schwul waren? Und welcher Ras- 
sekundler stört sich ernsthaft am Widersinn 
der Behauptung, dass die Juden eine »min- 
derwertige Rasse« seien, aber die halbe Welt 
kontrollieren würden? 

Auch das »Weltbild« selbst, in dessen Na- 
men sie zu prügeln und morden vorgeben, ist 
den Nazis in letzter Konsequenz egal: Bea- 
te Zschäpe war in den Zwickauer Jahren, als 
der NSU acht Türken und einen Griechen er- 
mordete, regelmäßiger Gast in einem türki- 
schen und einem griechischen Lokal, lach- 
te viel mit den Besitzern und brachte ihrem 
griechischen Nachbarn zu Weihnachten, zum 
Geburtstag und zu Ostern kleine Geschenke. 
Dem herkömmlichen Nazimörder, dem SA- 
Mann von heute, geht es weniger um Kon- 
sequenz, Konsistenz und Logik als um eine 
Rechtfertigung für das eigene Bedürfnis, an- 
dere zu quälen und zu töten. So ist es zwar 
kein Zufall, dass sich der Drang nach Ver- 
folgung in erster Linie gegen Migranten, Ju- 
den, Homosexuelle, Obdachlose, Behinderte 
richtet: Immerhin sind sie die traditionellen 
Projektionsflächen all jener Triebe, Wünsche, 
Sehnsüchte und Ängste, die der herkömmli- 
che Nazi in einem langen Prozess zu unter- 
drücken, zu verdrängen und von sich abzu- 
spalten gelernt hat oder gezwungen wurde. 
Aber wenn niemand anders zur Verfügung 
steht, wird das Verfolgungsbedürfnis auch 
am Bewohner des Nachbardorfs, dem, wie 
es in den 1990er Jahren unter mecklenbur- 
gischen Zeltplatznazis beliebt war, Touris- 
ten oder dem Kameraden von nebenan, oh- 
ne weltanschauliche Rechtfertigung, ausge- 
lebt. Uwe Böhnhardt, der wegen seiner Ge- 
waltausbrüche auch unter seinen Kameraden 
gefürchtet war, soll bei einer Schlägerei 1996 
nur knapp davon abgehalten worden sein, ei- 
nen anderen Nazi zu erstechen. 

In den Morden und den Bombenanschlä- 
gen des NSU sowie im mehr als zehnjährigen 
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Verzicht auf Bekennerschreiben und öffent- 
liche Rechtfertigungen findet die Naziideo- 
logie zu sich selbst. Zwar konnten Mundlos, 
Böhnhardt und Zschäpe nicht ganz auf welt- 
anschauliche Rationalisierungen verzichten: 
Zumindest ein paar Kameraden, die die drei 
auch anderweitig unterstützten, wussten be- 
kanntlich davon. Dennoch war ihr Drang, die 
Verbrechen im großen Rahmen zu rechtferti- 
gen und als Fanal, Dienst an einer Sache oder 
als Mittel zur Verbreitung von Angst und 
Schrecken darzustellen, nur schwach ausge- 
prägt. Das Morden war sich letztlich selbst 
genug. Sowohl ihre Obsession, Fotos von ih- 


Der Verein Pro Halle ruft in einem För- 
derwettbewerb dazu auf, den Ruf der 
Stadt zu verbessern. Der Aufruf lässt kei- 
nen Zweifel daran, welche Art der Wer- 
bung die Jury bevorzugt. In Umkehrung 
mieser Schmähkampagnen, bei der das 
Opfer mit jedem Dreck beworfen wird, in 
der Hoffnung, irgendetwas werde schon 
hängen bleiben, vergleichen sie Halle 
mit diversen Weltmetropolen. Aufgrund 
entfernter Ähnlichkeit zwischen dem Sitz 
der Leopoldina und dem Weißen Haus — 
beide Gebäude sind mehr breit als hoch 
und weiß gestrichen — ging der Verein 
etwa soweit, die kreisfreie Stadt an der 
Saale mit der amerikanischen Haupt- 
stadt gleichzusetzen. Zu Bewerbung des 
Förderwettbewerbs versah er ein Bild 
der Nationalen Akademie der Wissen- 
schaften mit den Worten: »Warum Wa- 
shington. Halle ist bedeutend.« Zwar ist 
uns das Ziel des Aufrufes wie die perfi- 
de Taktik des Schlammwerfens zuwider, 
jedoch können wir entlarvenden Verglei- 
chen einiges abgewinnen. Daher haben 
wir uns dazu entschlossen, die Reihe mit 
eigenen Motiven fortzusetzen. 


ren Opfern zu machen, als auch ihr Vorgehen 
an den diversen Tatorten sprechen dafür, dass 
ihnen das Töten vor allem eines verschaff- 
te: Lustgewinn. Die beiden Profiler des FBI, 
die schon früh von Neonazis als Tätern spra- 
chen — und deren Analyse die Soko »Bospo- 
rus« nie erreichte —, waren sich sicher, dass 
sich keine Auftragskiller hinter den Morden 
verbergen, weil die Hinrichtungen stets tags- 
über, also unter allzu risikoreichen Rahmen- 
bedingungen, erfolgt seien. Im Unterschied 
zu Berufskillern, die aus finanziellem Inte- 
resse handeln, töteten, so hieß es, die Mör- 
der der Kleinunternehmer wegen des Nerven- 


Halle ist begeistert. 


kitzels und hätten ein persönliches Motiv. In- 
sofern lag der Profiler der Soko »Bosporus« 
mit seiner Serienkillerthese wiederum nicht 
gänzlich falsch: Wie der Nazimörder seinen 
Sadismus weltanschaulich begründet, ist der 
neonazistische Massenmörder ein Serientäter, 
der das Ausleben seines Vernichtungsdrangs 
als Dienst an der guten Sache auszugeben ge- 
lernt hat: der eine mehr, der andere weniger. 


AG Antifa Halle und 
AG »No Tears For Krauts« 


I E / 


BO SES BLUT. ÜBER EINEN AUTORITÄREN VIRUS, GEGEN DEN KEIN ZWANGSTEST HILFT. 


Im Februar dieses Jahres verabschiedete die große Koalition aus 
CDU und SPD im Magdeburger Landtag ein neues Polizeigesetz, 
dessen Novellierung bereits im Vorfeld für Aufregung gesorgt hat- 
te. Vorgeblich zum Schutz von Polizeibeamten im Einsatz sollten 
einem ersten Entwurf zufolge Zwangstests auf HIV und Hepatitis 
rechtlich ermöglicht und auch ohne vorherige richterliche Zustim- 
mung von der Polizei veranlasst werden können. Während kritische 
Stellungnahmen der Aidshilfe und des Berliner Robert-Koch-Insti- 
tuts bei einer ersten Lesung im Juli des letzten Jahres von der Pres- 
se weitgehend unbeachtet blieben, sorgte eine weitere Lesung kurz 
vor dem Internationalen Weltaidstag nicht nur für ein größeres, 
längst überfälliges Medienecho. Auch die Bundesregierung mel- 
dete sich zu Wort und beantwortete eine Anfrage der Linkspartei 
mit dem Hinweis, dass HIV- und Hepatitiszwangstestungen gegen 
das Grundgesetz verstoßen würden. Bundesjustizministerin Leut- 
heusser-Schnarrenberger äußerte sich ebenfalls und ließ in der Ta- 
geszeitung Die Welt verlauten: »Wenn ein solches Gesetz in Sach- 
sen-Anhalt Realität wird, werden die Grundrechte zur Dispositi- 


on gestellt«. Es lasse sich kaum aufzählen, so Leutheusser-Schnar- 
renberger weiter, wie viele Grundrechte durch HIV- und Hepatitis- 
Zwangstests verletzt würden. Infolge der öffentlichen Skandalisie- 
rung konnte die Opposition einen kleinen Teilerfolg erzielen: Zwar 
sind künftig medizinische Zwangstests auf Infektionskrankheiten 
möglich, allerdings dürfen diese nicht ohne vorherige richterliche 
Zustimmung durchgeführt werden. Die Novellierung des Gesetzes 
wirft die Frage auf, warum in Sachsen-Anhalt zum Problem wird, 
was in einigen westlichen Bundesländern bereits Wirklichkeit ist — 
schließlich gibt es ähnliche gesetzliche Regelungen auch in Nieder- 
sachsen und Hessen. Offenbar wird befürchtet, dass in Sachsen-An- 
halt die gesetzliche Möglichkeit zur Zwangstestung nicht nur aus- 
gereizt, sondern vielmehr jenseits aller Rechtsstaatlichkeit ange- 
wandt werden könnte. Dafür spricht nicht allein die Diskussion um 
das Gesetz, sondern vor allem die hinlänglich bekannte Situation 
von Minderheiten in Sachsen-Anhalt und deren Isolation. Vor die- 
sem Hintergrund schreibt Tjark Kunstreich über die Vorstellungen 
und Bedürfnisse, die solchen Gesetzesentwürfen zugrunde liegen. 


»Es ist unwahrscheinlich, dass wir einen 
Kompromiss mit Vertretern eines Weltbildes 
schließen, die sogar eine gleichgeschlechtli- 
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che Ehe für vorstellbar halten«, antwortete 


vor kurzem der ungarische Parlamentspräsi- 
dent und Führer der Fidesz-Partei Laszlo Kö- 


ver auf die Frage, ob nicht doch ein Kompro- 
miss mit der Opposition möglich wäre. Die 
Opposition hatte gegen die Ausweitung der 


BONJOUR TRISTESSE 


Schwerpunktthema: 
»Die Flut« 


DER DAMM BRICHT 


In den ersten Juniwochen 2013 gab es zwi- 
schen Dresden und Halle, Magdeburg und 
Bitterfeld keine Parteien mehr, sondern 
nur noch Gummistiefel. Als stünde die Ro- 
te Armee wieder an den Grenzen des Rei- 
ches, rückten rechts und links, oben und 
unten gegen die Flut aus dem Osten zusam- 
men. Die Artikel der Regionalpresse lasen 
sich wie Frontberichterstattung, Neonazis 
befüllten gemeinsam mit Autonomen Sand- 
säcke, Bundeswehrsoldaten kämpften zu- 
sammen mit Antimilitaristen an der Deich- 
front, und Christdemokraten, Grüne sowie 
die Sozialdemokraten von SPD und Links- 
partei unterstützten sich wechselseitig beim 
Brötchenschmieren, Sandsackschleppen 
und Schwitzen. Insbesondere »die Jugend«, 
der sonst regelmäßig Interesse- und Ver- 
antwortungslosigkeit unterstellt wird, pack- 
te mit an. Innerhalb kürzester Zeit wurde 
von einer »neuen Massenbewegung« gespro- 
chen; Gummistiefel waren über Tage hin- 
weg auch in solchen Stadtteilen Halles oder 
Dessaus das wichtigste Modeaccessoire, die 
aufgrund ihrer Lage auch in tausend Jahren 
nicht vom Hochwasser bedroht sein wer- 
den. Zeitweise gab es so viele ehrenamtliche 
Helfer, dass der Katastrophenschutz keine 
Aufgaben mehr für sie hatte. Standen an- 
fangs noch hunderte Freiwillige bereit, wa- 
ren es am Ende tausende. Einzelne Unter- 
stützer reisten mehr als hundert Kilometer 
an, um mit anzupacken. An zahlreichen Ab- 
schnitten von Elbe und Saale wurden in die 
Menschenketten, die die Sandsäcke weiter- 
reichten, Kurven und Schlängellinien einge- 
baut. So verlängerte sich zwar der Weg, den 
der Sand zurücklegen musste, dafür konn- 
te jedoch jedem Anwesenden ein Platz zuge- 
teilt werden, auf dem er sich nützlich fühlen 
konnte. 


DABEISEIN IST ALLES 
Trotz dieser Skurrilitäten spricht auf den 
ersten, oberflächlichen Blick nur wenig ge- 
gen die Aktivitäten der Helfer. Denn war- 
um sollten Freunde, Nachbarn, Verwandte 
oder auch Fremde nicht unterstützt wer- 
den, wenn sie ihr Hab und Gut sowie ih- 
re Existenzgrundlage zu verlieren drohen? 
Hilfsbereitschaft ist nicht nur ein Gebot der 
Höflichkeit, sondern auch Ausdruck von 
Freundlichkeit und einer halbwegs gelunge- 
nen Zivilisation. 

Gerade aus diesem Grund verwunderte 
der große Ansturm auf die Sandsackfüllsta- 
tionen und die bedrohten Deichabschnitte 


BEI DEN AKTIVITÄTEN GEGEN DIE FLUT PROBTE DIE VOLKSGEMEINSCHAFT 


DEN ERNSTFALL. SIE HAT ZUGLEICH IN BEDROHLICHER WEISE GEZEIGT, WAS 


IM FALL EINER TATSÄCHLICHEN KATASTROPHE ZU ERWARTEN IST. 


jedoch. Denn weder ist die Ostzone für ei- 
nen besonders gelungenen Prozess der Zi- 
vilisation bekannt. Im Gegenteil, in zahlrei- 
chen der Regionen, in denen es besonders 
viele freiwillige Helfer gab, ist es nach wie 
vor Volkssport, Fremde, Neuankömmlin- 
ge oder Bewohner des Nachbardorfes durch 
die Gegend zu hetzen. Noch sind die Be- 
wohner Halles, Magdeburgs, Bitterfelds 
oder Grimmas für überbordende Freund- 
lichkeit bekannt. 

Die neue Hilfsbereitschaft war dann zu- 
meist auch nur der Mantel, unter dem sich 
ganz andere Bedürfnisse verbargen. Einige 
Helfer mögen versucht haben, ihrem lang- 
weiligen Alltag zu entkommen; andere dürf- 
ten das Hochwasser als Chance begriffen 
haben, der Ohnmacht zu entfliehen, zu der 
die gegenwärtigen Verhältnisse die Men- 
schen verdammen: Wenn man nicht so ge- 
nau hinsah und das Überangebot an Hilfs- 
willigen ignorierte, konnte man sich mit 
Schaufel und Schippe vormachen, dass es 
beim Kampf am Deich wieder auf den Ein- 
zelnen ankomme. Schließlich dürften sich 
auch einige derjenigen, die nach den Maß- 
gaben von Staat und Kapital überflüssig sind, 
darum bemüht haben, sich doch noch als 
nützlich zu präsentieren, um der stets dro- 
henden Gefahr zu entgehen, die Alimentie- 
rung zu verlieren. Nicht umsonst waren es 
die Studenten, deren Ausbildung ein klares 
staatliches Zuschussgeschäft ist, die sich an 
den Deichen besonders intensiv einbrach- 
ten. Der zentrale Schlachtruf der Sandsack- 
kameradschaften, der Nachbarschaftshil- 
fe und der Berichterstattung lautete jedoch 
»Gemeinschaft«. Überall wurde vom neu 
entdeckten Gemeinschaftssinn, von Ge- 
meinschaftsgeist und Zusammengehörig- 
keit gesprochen. So erklärte eine Frau, die 
vom Lokalsender TV Halle beim Abdich- 
ten ihres Hauses interviewt wurde, exem- 
plarisch, dass das Hochwasser auch etwas 
Gutes habe: Die Menschen würden zusam- 
menrücken, Nachbarn hätten endlich wie- 
der einmal miteinander gesprochen. Die 
Mitteldeutsche Zeitung erklärte im selben 
Tonfall, dass die Flut zwar überall eine Spur 
der Zerstörung hinterlasse, aber auch vie- 
le Menschen zusammengebracht habe. Da 
die Bewohner Halles durch das gemeinsame 
Sandsackschleppen ein Gefühl ihrer Stärke 
bekommen hätten, so ergänzte ein Reporter 
des Blattes, sei es gar nicht mehr so wichtig, 
ob der Kampf gegen das Wasser nun gewon- 
nen oder verloren werde. Diese Aussagen 


fanden ihre Entsprechung in den Stellung- 
nahmen der Helfer. Es gehe ihnen vor allem 
um »das Tun, das Dabeisein, das zusammen 
etwas machen«, gaben unzählige Freiwillige 
zu Protokoll. 


DER WEG IST DAS ZIEL 

Tatsächlich hatten die Reaktionen auf die 
Flut etwas Ambivalentes. Die Angst vor der 
Katastrophe schien zeitweise von der Sehn- 
sucht nach ihr überlagert zu werden. Trotz 
der Horrormeldungen über die zu erwar- 
tenden Pegelstände waren bei Fernsehbe- 
richten über die Situation in den bedrohten 
Gebieten nur wenige unglückliche Gesich- 
ter zu bemerken. Mit Blick auf Halle sprach 
die Regionalpresse von »Volksfeststim- 
mung« unter den Helfern; die Laune, so das 
Blatt, bewege sich »irgendwo zwischen Ern- 
teeinsatz, Klassenfahrt und Fußball-End- 
spiel«. Aber auch bei vielen der unmittelbar 
Betroffenen wollte lange Zeit nur vereinzelt 
Verzweiflung aufkommen. Selbst die Mit- 
teldeutschen Zeitung, der sonst nichts auf- 
fällt, bemerkte, dass oft auch dann noch Ge- 
lassenheit herrschte, als nur hundert Meter 
weiter schon das Wasser durch die Sandsä- 
cke sickerte. »Betriebsausflug, wa%, rief ei- 
ne Frau Angaben des Blattes zufolge fröh- 
lich in die Runde, als sie den Bus betrat, mit 
dem sie aus Halle-Neustadt evakuiert wur- 
de. Bei aller Furcht vor dem Deichbruch 
schien auch bei einigen der unmittelbar Be- 
drohten eine gewisse freudige Sehnsucht da- 
nach zu bestehen. 

In diesem Verlangen nach der Katast- 
rophe, die sich auch in den im Fünfminu- 
tentakt verbreiteten Gerüchten über einen 
Dammbruch Geltung verschaffte, spiegel- 
te sich der traditionelle Selbsthass des Bür- 
gers. So drängt es ihn gerade in Krisenzei- 
ten immer mal wieder dazu, die Dinge, die 
ihn in positiver wie negativer Hinsicht fes- 
seln - das Reihenhaus, die Eigentumswoh- 
nung, das heimische Sofa oder den Mit- 
telklassewagen -, loszuwerden. All diese 
Gegenstände machen das Leben zwar ange- 
nehmer. Sie sind unter den gegenwärtigen 
Umständen jedoch zugleich eine Belastung. 
So tragen die eigenen vier Wände nicht nur 
Erinnerungen an Schönes in sich, sondern, 
viel häufiger, auch an all die Demütigungen, 
Streitereien und Kämpfe, die in ihnen statt- 
gefunden haben. Ebenso wie das Auto und 
der Garten sind Wohnung und Haus zudem 
nicht nur nützliche Gebrauchsgegenstände; 
sie sind auch Pflegefälle, die regelmäßig ge- 
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wartet, geputzt und repariert werden müs- 
sen: sowohl wegen der Kosten, die anfallen, 
wenn die Wartung für einige Jahre ausge- 
setzt wird, als auch mit Blick auf den sozia- 
len Status und das Getuschel der Nachbarn 
und Kollegen. 

Da die Menschen kaum dazu in der Lage 
sind, sich eine Gesellschaft vorzustellen, die 
in positiver Hinsicht über den gegenwärti- 
gen Zustand hinausweist, in der also all der 
Plunder, der derzeit auch als Fessel wirkt, ei- 
ne menschliche Bestimmung erhält, ent- 
steht regelmäßig das Bedürfnis, Tabula Ra- 
sa zu machen. Dieses Verlangen nach dem 
großen Reinemachen ist der Grund für die 
Anziehungskraft, die von den Propagan- 
disten vorzivilisatorischer Zustände, des 
einfachen Lebens auf heimatlicher Schol- 
le und der Gemeinschaft, mit der all das er- 
reicht werden soll, ausgeht. Das Auffallen- 
de ist jedoch: Allen Affinitäten für die Rede 
von der »Gemeinschaft« (seit jeher der Ge- 
genbegriff zu »Gesellschaft«) und vom ein- 
fachen Leben zum Trotz schrecken die Leu- 
te in der Regel davor zurück, ihr Häuschen 
im Grünen oder ihre Stadtwohnung dicht- 
zumachen. Nur die Abgedrehtesten wan- 
dern nach Südamerika oder Kanada aus, um 
fortan bei den Yanomami oder zwischen 
Zieseln und Eisbären zu leben. Die Mehrheit 
der Natur- und Gemeinschaftsfreunde weiß 
zum einen, dass ein Dasein am finanziel- 
len und physischen Existenzminimum noch 
härter und entbehrungsreicher wäre als das 
tägliche Survival of the Fittest auf dem Ar- 
beits- und Beziehungsmarkt. Zum anderen 
ahnt sie, dass sie das Leben in der gerade in 
der Zeit des Hochwassers intensiv beschwo- 
renen Gemeinschaft nicht besonders lange 
unbeschadet aushalten würde: Die Macken 
und Deformationen der Familienmitglieder, 
Nachbarn und anderen Gemeinschaftsin- 
sassen erinnern zu stark an all das, was man 
schon an sich selbst nicht ertragen kann. 
Ganz in diesem Sinn kam es bei der großen 
Konzertveranstaltung auf dem Marktplatz, 
mit dem sich die Stadt Halle bei den vielen 
ehrenamtlichen Helfern bedanken wollte - 
der Titel lautete bezeichnenderweise »(H)al- 
le gemeinsam« -, zu einer Massenschlägerei. 
Die Gemeinschaftsparolen »Zurück zur Na- 
tur« und »Her mit dem einfachen Leben« ge- 
winnen ihre Anziehungskraft vor allem da- 
raus, dass sie das miese Versprechen in sich 
tragen, die eigenen unterdrückten Triebe 
ausleben zu können. Das Telos der Sehn- 
sucht nach dem einfachen Leben in der Ge- 
meinschaft ist nicht die Jurte in der Dölauer 
Heide, sondern der Weg dahin: Beim gro- 
ßen Marsch zurück zur Natur, zur neuen 
Ursprünglichkeit oder zur neuen Gemein- 
schaft kann der ersehnte psychische Mehr- 
wert eingefahren werden, indem diejenigen 
verfolgt und fertiggemacht werden, die sich 
dem Einreihen in die Marschkolonne ent- 
ziehen: Die einschlägigen Treibjagden sol- 
len sowohl für das bisherige Leben entschä- 
digen als auch für die kommende Existenz 
zwischen Nutrias, Behelfsherbergen und 


Menschen, die man nicht ausstehen kann. 
In der vielbeschworenen Gemeinschaft ste- 
hen mit anderen Worten nicht solidarische 
Individuen zusammen. Sondern hier tref- 
fen depravierte und asoziale Einzelne auf- 
einander, die allem wechselseitigen Hass 
zum Trotz zusammenhalten, um Gemein- 
schaftsschädlinge und Abweichler besser 
plattmachen zu können. Der Begriff Ge- 
meinschaft erinnert nicht zu Unrecht an das 
Wort Gemeinheit. 


Halle.ist nass. 


DER GAFFER ALS VOLKSFEIND 

Das alles konnte bei den Sandsackkamerad- 
schaften gegen die Flut deutlich beobachtet 
werden. Im Zentrum der großen Anpack- 
kampagne gegen das Hochwasser stand we- 
niger Hilfsbereitschaft als die Kampfansage 
gegen Drückeberger. Das Einreihen in die 
große Saalefront bot die Gelegenheit, mit 
dem Segen großer Teile der Bevölkerung 
und mit Rückendeckung aus allerhöchsten 
Kreisen vorerst verbal, teils aber auch hand- 
greiflich gegen Untätige, Faulpelze und ver- 
meintliche Deserteure vorzugehen. Ins- 
besondere der Gaffer wurde zum neuen 
Volksfeind. Polizei, Ordnungsamt, Bürger- 
meisterinnen und Bürgermeister kündigten 
unter allseitigem Beifall an, gegen Schau- 
lustige die gesetzlich mögliche Höchststra- 
fe - in Sachsen-Anhalt bis zu 5.000 Euro - 
verhängen zu wollen. In Dessau wurden bei 
Facebook Fotos, Namen und Adressen von 
Menschen gepostet, die ohne Sandsack auf 
dem Deich zu sehen waren. Und der Deut- 
sche Feuerwehrverband forderte schließlich 
nicht nur harte Strafen für sogenannte Gaf- 
fer, sondern auch das Recht, sie zwangsweise 
zum Helfen zu verpflichten. In einigen Re- 
gionen wurden bald auch Freiwillige ange- 
gangen, die sich vor ihrem Einreihen in die 
Sandsackfront ein Bild von der Lage ver- 
schaffen wollten. 


ERSCHLAGEN UND ERSÄUFEN 

Besonders deutlich wurde der Drang nach 
Verfolgung und Fertigmachen jedoch an 
den unzähligen Gerüchten über Plünderun- 
gen in den evakuierten Gebieten. Kaum war 
die entsprechenden Meldungen in der Welt, 
wurde berichtet, dass die Bundeswehr gegen 
Plünderer eingesetzt werden solle. Familien- 
väter erklärten öffentlich, dass sie ihre Woh- 


nungen nicht verlassen würden, weil sie ih- 
re Einbauwand vor Einbrechern und Dieben 
schützen wollten. Wer den stiernackigen 
Herren zusah, die ihre Verteidigungsbereit- 
schaft via TV Halle verkündeten, brauch- 
te keine große Phantasie, um zu erkennen, 
dass es hier nicht nur um Besitzstands- 
wahrung ging. Allzu oft dürfte auch der 
Wunsch der Vater des Gedankens gewesen 
sein. Denn während die Kampagne gegen 
die sogenannten Gaffer »nur« die Möglich- 
keit für Verbalinjurien, kleinere Handfestig- 
keiten, Denunziationen und Forderungen 
nach härteren Strafen bot, schien der Kampf 
gegen Plünderer die Gelegenheit zu liefern, 
andere Mittel auszuschöpfen. Welche Maß- 
nahmen den haupt- und ehrenamtlichen 
Deichgrafen vorschwebten, wurde spätes- 
tens deutlich, nachdem eine »Germanopho- 
be Flutbrigade« ein mäßig witziges Beken- 
nerschreiben im Internet verbreitet hatte. 
Darin behauptete die Gruppe, einige Däm- 
me im Hochwassergebiet zerstört zu haben 
und andere noch sprengen zu wollen. Ob- 
wohl das Schreiben offenkundig als eben- 
so fäkalverliebter wie dümmlicher Scherz 
zu erkennen war, ordneten die Verantwort- 
lichen eine Verstärkung der Deichschutzpa- 
trouillen und den Einsatz von Hubschrau- 
bern mit Wärmebildkameras an. Einige 
derjenigen, die kurz zuvor noch als hilfs- 
bereite und freundliche Kämpfer gegen die 
Flut brilliert hatten, ließen nun zudem ihren 
Vernichtungsphantasien freien Lauf. In hun- 
derten Facebook- und Blog-Kommentaren 
wurde gefordert, die Autoren des Bekenner- 
schreibens »abzuknallen«, zu »erschlagen«, 
»aufzuhängen«, zu »steinigen« »auszumer- 
zen«, »in die Gaskammer« zu stecken, »not- 
zuschlachten« oder »ins Lager« zu sperren. 
Andere Menschenfreunde kündigten an, ge- 
meinsam mit ihren Kumpels die Deichwa- 
che übernehmen und Saboteure gegebenen- 
falls eigenhändig »ersäufen« zu wollen. Der 
Unterschied zwischen rechts und links er- 
wies sich als die Differenz zwischen Erschla- 
gen und Ertränken. 

Doch glücklicherweise kam es weder zu 
jener massenhaften und gewalttätigen An- 
eignung und Zerstörung fremden Eigen- 
tums, die der Begriff der Plünderung nahe- 
legt: Es gab lediglich einige Einbrüche und 
Gelegenheitsdiebstähle. Noch fiel einer der- 
jenigen, die die Chance ergriffen hatten, in 
die Hände der Grimma-, Bitterfeld- oder 
Halle-Home-Guards. Auch die »Germano- 
phobe Flutbrigade« machte sich nicht an den 
Dämmen zu schaffen. Der Wunsch der regi- 
onalen Bundeswehrführung, der aktions- 
orientierten Familienväter und der Deich- 
schutzbeauftragten der sozialen Netzwerke, 
ihre zuhause und in den Kasernen gehorte- 
ten Spielzeuge endlich ausprobieren zu kön- 
nen, wurde nicht erfüllt. Sie müssen auf die 
nächste Gelegenheit warten, die hoffentlich 
nie kommen wird. 


Dirk Röpzig 


Machtbefugnisse von Ministerpräsident Or- 
ban und die Aushöhlung der Verfassung pro- 
testiert — die Homo-Ehe war, wenn überhaupt, 
ein Randthema. Was hat das mit dem The- 
ma medizinischer Zwangstests zu tun? Ohne 
die Analogie mit dem autoritären Virus all zu 
weit treiben zu wollen, soll sie doch ein we- 
nig weitergeführt werden, denn die ungehin- 
derte Verbreitung dieses Virus, der die unga- 
rische Krankheit auslöst, ist die Ursache des 
neuen Polizeigesetzes in Sachsen-Anhalt so- 
wie einiger anderer Entwicklungen, die kurz 
dargestellt werden sollen. Sie alle haben mit 
der Fantasie vom bösen Blut zu tun, gegen 


Halle ist arbeitslos. 


das nur ein autoritäres Kollektiv schützen 
kann. Das autoritäre Virus findet dort einen 
Nährboden, wo Menschen annehmen, dass 
ihre Freiheit von der Verseuchung durch glei- 
che Rechte für alle eingeschränkt wird, also 
ihre Freiheit, auf Minderheiten loszugehen. 
In den letzten Monaten standen inter- 
national die Schwulen im Mittelpunkt. So 
zum Beispiel in Venezuela, wo der desig- 
nierte Nachfolger von Hugo Chavez, Nico- 
las Maduro, seinen Gegenkandidaten Hen- 
rique Capriles mittels der Behauptung, die- 
ser sei schwul, zu bekämpfen müssen meinte. 
Die Unterstellung, er sei Zionist, weil er aus 
einer jüdischen Familie kommt, reichte of- 
fenbar nicht mehr. Capriles habe ausgerech- 
net in New York mit einem Freund ein paar 
Tage Urlaub verbracht. New York, Amerika, 
schwul — so einfach ist das. So auch in Frank- 
reich, wo erneut Hunderttausende gegen die 
Homo-Ehe auf die Straße gingen — nicht zu- 
fällig in der Woche vor der wichtigen Anhö- 
rung des Supreme Courts in den USA. Auch 
in den Vereinigten Staaten demonstrierten die 


Gegner der Homo-Ehe. Ihre Argumente wa- 
ren auf zwei Schildern zusammengefasst, die 
ein Demonstrant trug: Auf dem einen stand 
»God hates your feelings«, auf dem anderen 
»2 Gay Rights AIDS & HELL«. 


KANSAS UND SACHSEN-ANHALT 
Während der Supreme Court zu zwei ver- 
schiedenen Fragen der rechtlichen Gleich- 
stellung Anhörungen veranstaltete, beschlos- 
sen beide Häuser der Legislative des US- 
Bundesstaates Kansas ein Gesetz, das die 
Unterbringung von Menschen mit Infekti- 
onskrankheiten in Quarantäne erlaubt. In ei- 


nem Staat, in dem es noch Sodomie-Geset- 
ze gibt und Schwule zwar nicht mehr staat- 
lich verfolgt, aber von der Bevölkerung schi- 
kaniert werden, befürchten Aktivisten jetzt, 
dass dieses Gesetz gegen HIV-Positive und 
Aids-Kranke angewandt werden könnte. Ur- 
sprünglich sollte das Gesetz die Möglichkeit 
von Zwangstests legalisieren, ähnlich wie in 
Sachsen-Anhalt, zum Schutz von Ersthelfern 
und Polizisten. Schon dagegen gab es Protes- 
te, denn zuständig für solche Situationen ist 
in Kansas die Gesundheitsbehörde, die ent- 
sprechende Tests anordnen kann. Jetzt ist die- 
ser Schritt übersprungen worden und bei ei- 
ner Verabschiedung des Gesetzes könnte nun 
zur schon üblichen Schikane auch wieder je- 
ne Prise staatlicher Verfolgung kommen, die 
Schwulen dort das Leben in der Tat zur Höl- 
le machen könnte. 

Kansas ist für amerikanische Verhältnis- 
se das, wofür Sachsen-Anhalt in Deutsch- 
land steht. Der Präsident der Aids Healthcare 
Foundation in Los Angeles, Michael Wein- 
stein, drückte es so aus: »Kansas ist nicht der 


fortschrittlichste Platz der Welt und es gibt 
eine allgemeine Tendenz zur Kriminalisie- 
rung von HIV.« In anderen Bundesstaaten der 
USA gibt es die Möglichkeit zur Anordnung 
von Tests, aber die Quarantäne von HIV-Po- 
sitiven ist in vielen Staaten, auch in Kansas, 
ausdrücklich durch Gesetze verboten: Ei- 
ne Reaktion auf die Forderungen, die es in 
den 1980er Jahren auch in der DDR und der 
BRD gab, HIV-Positive einzusperren. Die 
Quarantäne, eigentlich überflüssig zu erwäh- 
nen, kann bei einigen hochansteckenden Seu- 
chen als letztes Mittel sinnvoll sein; bei HIV 
und anderen sexuell übertragbaren Erregern 
ist sie medizinisch vollkommen sinnlos, kann 
aber politisch durchaus wirkungsvoll einge- 
setzt werden. 

Ähnlich wie in Kansas findet die Verschär- 
fung des Polizeigesetzes in Sachsen-Anhalt 
nicht im luftleeren Raum, sondern vor dem 
Hintergrund der Auseinandersetzung um die 
Gleichstellung homosexueller Partnerschaf- 
ten statt. Insofern ist Sachsen-Anhalt einmal 
wirklich ganz vorn dabei mit Kansas, mit St. 
Petersburg, wo homosexuelle Propaganda 
zum Offizialdelikt erklärt wurde, mit Ugan- 
da und Kamerun, mit dem Iran und Nigeria. 
Natürlich geht es nicht um Kriminalisierung 
von Schwulen, mag man sagen, natürlich be- 
wegt sich das Polizeigesetz auf einem ande- 
ren Niveau als das geplante Tod-den-Schwu- 
len-Gesetz in Uganda oder der Anti-Homo- 
Paragraph im Strafrecht Kameruns. Aber es 
ist dem Geiste nach das gleiche Statement ge- 
gen die homosexuelle Emanzipation, entstan- 
den aus der gleichen autoritären antiwestli- 
chen Haltung: Wenn Amerika die Homo-Ehe 
erlaubt, dann verweisen wir auf das böse Blut 
der Schwulen. 


DIE FANTASIE VOM BÖSEN BLUT 
In Uganda hat die Kampagne gegen die 
Schwulen damit angefangen, dass man sie be- 
schuldigte, die ugandischen Kinder mit Aids 
anzustecken. Die Arbeit amerikanischer und 
anderer Hilfsorganisationen, die mithelfen 
sollten, die Ausbreitung von Aids in Uganda 
zu stoppen, wurde als schwule Verschwörung 
gegen die afrikanische Kultur interpretiert, in 
der es ein gleichgeschlechtliches Begehren 
nicht geben darf. Während in Deutschland 
die Friedensbewegung kürzlich einmal wie- 
der für den Frieden mit den Schwulenhassern 
und Antisemiten im Iran demonstrierte, fand 
in Uganda ein antischwuler Ostermarsch statt. 
Die interkonfessionelle Kampagne »Say No 
to homosexuality« startete vor dem Grab des 
vom antischwulen Mob Anfang 2011 ermor- 
deten schwulen Aktivisten David Kato. Mit- 
glieder verschiedener evangelikaler Sek- 
ten, ein anglikanischer Geistlicher, ein Imam 
und angebliche Ex-Schwule, die berichte- 
ten, wie sie zur Homosexualität gezwungen 
worden seien, nahmen daran teil. David Ka- 
to wurde in der Nähe seines Hauses begra- 
ben, nachdem Dorfbewohner die Beisetzung 
auf dem Friedhof verhindert hatten. In dem 
Haus wohnt immer noch die Mutter von Kato, 
die sich den Aufgalopp ansehen musste. Die 
Kampagne soll nun die Verabschiedung eines 
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Gesetzes forcieren, das Schwule mit dem To- 
de droht. Auf einer Pressekonferenz, an der 
auch ein Polizeioffizier teilnahm, wurde ge- 
fragt, ob denn nicht Polizeihunde Schwu- 
le erschnüffeln könnten. Der Polizist bejah- 
te diese Frage. Das klingt alles sehr exotisch 
und man könnte geneigt sein, diesen Wahn- 
sinn als afrikanische Eigenart zu betrachten. 
Die Fantasien jedoch, die in diesem furchtba- 
ren Ereignis inszeniert wurden, sind auch den 
Europäern alles andere als fremd, schon gar 
nicht den Bewohnern Sachsen-Anhalts. 

Zu diesen Fantasien gehört erstens die Vor- 
stellung, Homosexuelle verführen oder zwin- 
gen andere, homosexuell zu werden: Hier ist 
die Homosexualität selbst die übertragbare 
Krankheit. Solche Vorstellungen spielen in 
Gesellschaften eine Rolle, in denen aufgrund 
der Tatsache, dass es Sex zwischen Männern 
gibt, die Frage von Gefühlen, von Begeh- 
ren, gar von Liebe verleugnet werden muss: 
Schwul ist nur, wer Gefühle empfindet. Geht 
es hingegen nur um die Abreaktion eines kör- 
perlichen Bedürfnisses, ist die Sache unkom- 
pliziert. Diese Form der Sexualität wird ge- 
meinhin mit Gefängnissen oder Heimen, all- 
gemeiner mit der Abwesenheit von Frauen in 
Verbindung gebracht. In Sachsen-Anhalt gibt 
es aufgrund der Abwanderung junger Frau- 
en in vielen ländlichen Gegenden sehr ähnli- 
che Verhältnisse. Unkompliziert ist vielleicht 
der Sex zwischen Kevin und Mario, kompli- 
zierter wird es, wenn Ängste dazu kommen, 
vielleicht doch schwul zu sein, weil der Ke- 
vin den Mario doch sehr gern hat. Weil das al- 
les sehr bedrohlich ist, hassen Mario und Ke- 
vin Schwule - vor allem die Schwulen aus 
Berlin; New York ist zu weit weg. Sehr kom- 
pliziert wird es dann, wenn sich Mario oder 
Kevin bei einem ihrer heimlichen Besuche in 
der Großstadt mit einer sexuell übertragba- 
ren Krankheit, vielleicht sogar mit HIV, an- 
stecken — sie benutzen keine Kondome, weil 
sie ja schließlich nicht schwul sind. 

Da ist zweitens die Auffassung, Homose- 
xualität sei ein Lebensstil, den man wieder 
ablegen könne. Mit dieser Vorstellung wird 
zum einen die Möglichkeit des eigenen ho- 
mosexuellen Begehrens rationalisiert: Soll- 
te sich Kevin tatsächlich in Mario verlie- 
ben, muss das ja wirklich nicht heißen, dass 
er nun schwul ist, sondern es heißt nur, dass 
er sich in Mario verliebt hat. Aber weil Ke- 
vin das nicht weiß und, so belegen es aktuelle 
Umfragen, unter Jungen und jungen Männern 
die größte Angst ist, schwul zu sein, wirkt die 
Vorstellung, Schwule suchten sich im Gegen- 
satz zu den Heteros ihr Begehren aus, auch 
beruhigend. Zum anderen wird mit dieser 
Vorstellung die Fantasie der Heilung bedient, 
die ebenso beruhigend sein kann. Sollte Ke- 
vin glauben, dass er schwul ist, könnte er im- 
merhin noch auf eine Änderung seines Zu- 
standes hoffen. Diese Heilung wird in Euro- 
pa und den USA in Form von Psychothera- 
pie angeboten, in Afrika in Form religiöser 
Bekehrung, der Unterschied ist minimal. Zu- 
gleich aber kann und muss man sich vor die- 
sem gefährlichen Lebensstil schützen - Stich- 
wort Aids -, und zwar nicht durch die Benut- 
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zung von Kondomen, sondern durch den Ruf 
nach dem Staat, der die Versucher und Ver- 
seucher wenn schon nicht unter Quarantäne 
stellt, so doch wenigstens testet. 

Der dritte Bestandteil der Fantasie vom bö- 
sen Blut ist die Vorstellung, die eigentlichen, 
die echten Homosexuellen seien erkenn- 
bar für das geschulte Auge, erschnüffelbar 
für Polizeihunde. In dieser paranoiden Fan- 
tasie wird das, was Kevin und Mario insge- 
heim fürchten — dass andere erkennen könn- 
ten, dass sie Sex miteinander haben, und dass 
sie durch dieses Durchschautwerden schwul 
werden -, in ein böses Objekt hineinprojiziert, 
das zugleich für die Sehnsucht nach Zärtlich- 
keit und Verführung steht, jene Aspekte also, 
die die beiden in ihrem Verhältnis verdrängen 
müssen. Diese Vorstellung findet sich impli- 
zit auch im Polizeigesetz wieder, das, gerade 
in dem es offen lässt, wer einem Zwangstest 
zugeführt werden kann, sich auf die Vorurteil 
der Beamten verlässt, zu erkennen, wer denn 
gefährdet und gefährlich sein könnte. 

Und viertens und letztens ist da die gro- 
Re Angst, die eigene Männlichkeit zu verlie- 
ren, wenn man Sex mit einem Mann hat. Sol- 
che Vorstellungen sind in Gesellschaften an- 
zutreffen, in denen Sexualität sehr stark mit 
männlicher Macht in Zusammenhang ge- 
bracht wird. In vielen afrikanischen Län- 
dern gilt nur als schwul, wer sich ficken lässt 
oder gefickt wird. Der aktive Part hingegen 
gilt als »straight«. Jonas und Franky, die im 
Gegensatz zu Kevin und Mario nicht fiktiv 
sind, sind ein schwules Paar aus Kamerun, 
die 2011 zu fünf Jahren Haft verurteilt wur- 
den. Sie wurden als Schwule überführt, weil 
sie sich tuntig benahmen und - ein untrüg- 
liches Indiz — Bailey’s tranken: Das tut kein 
echter Mann. Die beiden wurden zwischen- 
durch entlassen, wieder eingesperrt, nach- 
dem sie sich gegen einen Mob zur Wehr setz- 
ten, und vor wenigen Wochen erneut für ei- 
nige Tage eingesperrt. Schwulenverfolgung 
richtet sich gegen Männer, die sich irgendwie 
weiblich verhalten oder mit weiblichen Attri- 
buten spielen. Homosexualität wird mit At- 
tributen von Weiblichkeit gleichgesetzt, mit 
Hingabe und passivem Genuss. Schwule er- 
innern so an abgespaltene Wünsche und Fä- 
higkeiten, die nicht nur die sexuelle Orientie- 
rung, sondern die Geschlechtsidentität bedro- 
hen können. 


EMANZIPATION UND KRISE 
Erlösung von diesen quälenden Problemen 
wird in religiöser Eindeutigkeit, staatlicher 
Autorität und der Wärme des Mobs gesucht; 
in Verhältnissen also, die genau jene Zwangs- 
homosexualität stiften helfen, die sie zu ver- 
hindern vorgeben. Das neue Polizeigesetz re- 
präsentiert in Deutschland jene subkutane 
autoritäre Strömung, die sich von »schrillen 
Minderheiten« — so unisono die Politiker Do- 
brindt und Altmeier - nichts diktieren lassen 
will. Der Grund: Sie sieht ihr Privileg bedroht, 
mit diesen Minderheiten so umzugehen, wie 
es ihr in den autoritären Kram passt. Denn 
tatsächlich ist es ja so, dass die Legalisierung 
der Homo-Ehe in den USA und Frankreich 


die Homosexuellenfrage endgültig zu einer 
der Menschenrechte macht. Damit sind Ho- 
mosexuelle endgültig volle Rechtssubjek- 
te im bürgerlichen Sinn. Zugleich gibt es die 
mächtige Projektion des amerikanischen gay 
white male, der mit seiner Emanzipation hilft, 
den american way of life überall durchzuset- 
zen. So wird aus der homosexuellen Hand- 
lung als Straftatbestand der Schwule, der für 
das bestraft werden muss, was er ist: Jemand, 
dem es am Besten in demokratischen und ei- 
nigermaßen aufgeklärten Verhältnissen geht. 
Von linker Seite wird an dieser Stelle re- 
flexhaft auf die doch kritisch zu betrachten- 
de Institution der bürgerlichen Ehe verwiesen, 
auf die Schrecklichkeiten der Kleinfamilie 
und darauf, dass diese aufgeklärten Verhält- 
nisse nur der schöne Schein seien, in dessen 
Schatten sich der barbarische Konkurrenz- 
kampf im Kapitalismus verberge, der alle, ob 
homo oder hetero, von morgens bis abends 
beschäftige. Gerade in der Krise würden die 
Probleme von Minderheiten im allgemeinen 
Kampf ums Überleben verschwinden, und 
oftmals schwingt in solchen Sätzen die Hoff- 
nung auf den kommenden Aufstand mit. Dass 
heute noch die bürgerliche Ehe eine Instituti- 
on sei, müssten diese Linken allerdings erst 
einmal nachweisen — der Verweis auf Kathari- 
na Reiche, die Maria Magdalena der ostdeut- 
schen CDU, reicht dazu nicht. Wenn Konser- 
vative solchen Idealen anhängen, heißt das 
zumeist ja gerade nicht, dass sie noch der Re- 
alität entsprächen. Auch die Kleinfamilie ist 
längst nicht mehr existent, die Verhältnisse in 
den heterosexuellen Patchworkfamilien un- 
terscheiden sich in nichts von denen der soge- 
nannten Regenbogenfamilien. Zum schönen 
Schein des bürgerlichen Rechts gehören aber 
nicht nur die rechtliche Gleichstellung, son- 
dern auch das neue Polizeigesetz von Sach- 
sen-Anhalt, die Sodomiegesetze von Kansas 
oder der $ 175 in seinen verschiedenen Fas- 
sungen bis 1994. Der Vorwurf an die Homo- 
sexuellen, aufs Recht zu vertrauen, ist gelin- 
de gesagt, eine Unverschämtheit - im Gegen- 
teil ist das Misstrauen in Recht und Gesell- 
schaft das Motiv, für die rechtliche Gleich- 
stellung und gegen diskriminierende Geset- 
ze zu kämpfen. Dieser Vorwurf ist übrigens 
nie gegen die Frauenbewegung und ihren 
Kampf gegen den $ 218 und für die rechtli- 
che Gleichstellung von Frauen erhoben wor- 
den — es wurde höchstens darauf hingewie- 
sen, dass die wirkliche Befreiung der Frau 
erst nach der Revolution stattfände. Solche 
Versprechungen hat man den Schwulen nie 
gemacht, aus gutem Grund: Nach jeder Re- 
volution wurden sie stärker verfolgt als zuvor. 
Dass in der Krise die so genannten Ne- 
benwidersprüche wie von selbst zur Seite tre- 
ten und dem eigentlichen Interesse der Klas- 
se oder des Volkes Platz machen, wird aktu- 
ell von der Wirklichkeit dementiert: Die Ho- 
mosexuellenfrage ist weltweit ein Lackmus- 
test für den Umgang mit Menschenrechten in 
der Krise geworden. Dass es einen bewuss- 
ten Widerstand von Schwulen und anderen 
sexuellen Minderheiten dagegen gibt, für die 
Krise mit ihrem Leben zu bezahlen, und dass 


sie nicht bereit sind, auf die Durchsetzung in- 
dividueller Rechte zugunsten von Völkern, 
Kulturen oder anderen Banden zu verzichten, 
wird als Anmaßung verstanden, der sich gan- 
ze Staaten und Gesellschaften entgegenstem- 
men. In Deutschland verläuft diese Auseinan- 


»ACH JA, GOTT, 
DA HABEN 
SICHALLE 
ARRANGIERT!« 


Halle hat so einige »berühmte Söhne«, auf 
die sich die Stadt gern beruft und die Touris- 
ten anlocken sollen. Ein wenig anders verhält 
es sich mit Felix Graf von Luckner (1881- 
1966), der nur von einem Teil der Hallen- 
ser verehrt wird. Der Seefahrer kaperte für 
die Kaiserliche Marine im Ersten Weltkrieg 
Schiffe und behandelte deren Besatzungen, 
die er am Leben ließ, relativ human. Luckner 
wurde daraufhin international als guter Deut- 
scher präsentiert, als Pendant zum deutschen 
U-Bootkrieg. Die deutsche Kriegsführung 
sollte mit dem »Seeteufel«, wie Luckner sich 
selbst nannte, reingewaschen werden und die 
Kriegsschuld geringer erscheinen. Interna- 
tional wurde er eine anerkannte Persönlich- 
keit. Er reiste mit Vorträgen durch die Welt 
und veröffentlichte zahlreiche Bücher. Nach 
einer Popularitätsflaute nahm Luckner in den 
1930er Jahren wieder Fahrt auf, um den Na- 
tionalsozialismus weltweit mit Vorträgen zu 
promoten. Als seine Mitgliedschaft bei den 
Freimaurern bekannt wurde, Vorwürfe wegen 
Veruntreuung laut wurden und Luckner den 
sexuellen Missbrauch von Kindern vor einem 
Sonderehrengericht zugab, geriet das deut- 
sche Aushängeschild in Misskredit. Da Hitler 
einen Öffentlichen Prozess vermeiden wollte, 
gab es kein Ermittlungsverfahren. Stattdes- 
sen sollte Luckners Name nicht mehr für die 
Propaganda genutzt werden, er durfte zeit- 
weise keine neuen Texte veröffentlichen und 
zog sich daraufhin ins Privatleben zurück. 
Luckner gilt heute noch bei seinen Anhän- 
gern als Retter von Halle. Er habe - nachdem 
die vorrückende US-Armee der Wehrmacht 
am 16. April 1945 das Ultimatum gestellt hat- 
te, die Stadt zu räumen — den Amerikanern 
in harten Verhandlungen einen Luftangriff 
ausreden können und damit die Stadt vor der 
Zerstörung gerettet. Die Wahrheit sah jedoch 
etwas anders aus: Erst als die Verhandlungen 
über einen möglichen Rückzug der Wehr- 
macht schon im vollen Gange waren, wurde 
Luckner zusätzlich zur amerikanischen Ar- 
mee geschickt -— man wollte auf Nummer si- 
cher gehen und betrachtete ihn aufgrund sei- 
ner Popularität in den USA als Türöffner. Die 
Gespräche mit den amerikanischen Befehls- 
habern führte nicht Luckner, sondern der Ex- 
Luftwaffenmajor Karl Huhold. Der »Seeteu- 
fel« betrank sich währenddessen mit Whis- 
key. Auch die Nachricht von der Kapitulati- 
on überbrachte ein anderer: Durch die Folgen 


dersetzung noch in ruhigen Bahnen, und es ist 
keineswegs entschieden, in welche Richtung 
sie ausschlägt. Das neue Polizeigesetz, ver- 
standen als ein lokaler Warnschuss, und die 
Verhinderung der Gleichstellung der Homo- 
Ehe schaffen einen Status quo, der alle Seiten 


zum Stillhalten verurteilt. Allerdings war es 
schon immer falsch, die Autoritären mit Zu- 
geständnissen bei Laune halten zu wollen. 


Tjark Kunstreich 


Eine nicht kleinzukriegende, vom Wahlhallenser Felix Graf von Luckner selbst ins Le- 
ben gerufene Legende besagt, dass er die Stadt am Ende des Zweiten Weltkrieges vor 
der Zerstörung durch amerikanische Truppen bewahrte. Mitte Februar stellte Studien- 
rat Dipl.-Ing.-Päd. Wolfgang Seilkopf sein zweites Buch über Luckner dem Publikum 
der Thalia-Buchhandlung vor. Redakteure der Bonjour Tristesse, die manchmal ihr Ste- 
thoskop an Volkes Seele halten, warteten auf die Gäste der Veranstaltung, um mit ihnen 


ins Gespräch zu kommen. 


seines Gelages war der ehemalige Kaperfah- 
rer gar nicht in der Lage, der US-Armee die 
Botschaft zu überbringen, dass sich die Wehr- 
macht aus Halle zurückgezogen hatte (aus- 
führlich zu Luckner vgl. Germar, Knut: What 
shall we do with the drunken sailor?, in: Bon- 
Jour Tristesse 13). 

Einer seiner glühendsten Fans ist Wolf- 
gang Seilkopf, Vorstandsmitglied der halli- 
schen Felix Graf von Luckner Gesellschaft. 
Der Verein ließ 2012, unterstützt durch eine 
Spendenkampagne der FDP-Stadtratsfrak- 
tion, eine Gedenktafel am Haus des Buches 
anbringen, die fünf Männern — u.a. Luckner 
— dafür dankt, »die Stadt Halle (Saale) vor 
der Zerstörung bewahrt« zu haben. Die Stadt 
selbst beteiligte sich nicht an dieser Ehrung. 
Ende des vergangenen Jahres veröffentlich- 
te der Hobbyhistoriker Seilkopf zum zweiten 
Mal ein Buch über seinen Helden. Die Foto- 
biografie »Graf Luckner der Seeteufel« stell- 
te der ehemalige Lehrer an einem eiskalten 
Abend im Februar in der Thalia-Buchhand- 
lung vor. Redakteure der Bonjour Tristesse 
warteten auf die Gäste der Veranstaltung und 
luden bei Minusgraden zum Plausch ein. 


Vor der Lesung treffen wir Herrn Pace. 
Mandy S. Dzondi: Was erwarten Sie von der 
Veranstaltung? 

Herr Pace: Ich erwarte eine realistische Darstellung 
dieses Herrn Luckner. 

Dzondi: Was heißt denn realistisch? 

Herr Pace: Na, ohne vorurteilsfreie Beurteilung. 
Also ich meine, er ist ja nun von vielen schon 
charakterisiert worden. Ich weiß nicht, ob das 
tatsächlich stimmt. Was ich zu schätzen weiß, 
dass er vielleicht mal Mut bewiesen hat und diese 
Stadt vor der totalen Vernichtung bewahrt hat. Ich 
meine, Halle hätte genau das gleiche Schicksal 
widerfahren können wie Dresden oder Magdeburg 
oder Hamburg. Und vielleicht hat er damit einigen 
tausend Frauen und Kindern das Leben gerettet. 


Herr Pace verabschiedet sich und hastet in 
das Haus des Buches. Die Bonjour-Tris- 
tesse-Redakteure sinnieren über die »totale 
Vernichtung« und beurteilen diese, ganz oh- 
ne vorurteilsfrei zu sein, bis die ersten Gäs- 
te aus der Buchhandlung stürmen. Sie wol- 
len sich nicht äußern und scheinen wütend zu 
sein. Doch langsam treten auskunftsfreudige 
Hallenser auf die Straße. 


Frank Holly: Können Sie uns sagen, wie Sie die 
Veranstaltung fanden? 

Frau Fühlig: Das jeht nich’, das sach ich nich’. 
Herr Stolz: Ja! Das kann man schlecht sagen. 
Das ist ein alter Herr, der sich diesem Thema 
verschrieben hat und da Forschungen anstellt 
oder versucht, viel Material zusammenzutragen. 
Und das ist eigentlich für Halle recht interessant, 
weil ja Luckner, naja, ich will ihn nicht mit Händel 
vergleichen, aber doch für Halle eine Institution ist. 
Frau Meier: Ja, recht interessant. Also, war 
durchaus, äh, einiges Neues dabei, und tja, uns 
hat's ganz gut gefallen. 

Herr Schmitt: Enttäuschend! 

Dzondi: Warum? 

Herr Schmitt: Ich weiß nicht, ob die Person Luckner 
es überhaupt wert ist, sich damit zu befassen. Was 
der Mann hier gemacht hat [gemeint ist Seilkopf], 
alle Ehre, intensiv recherchiert. Des is sicherlich 
anzuerkennen. Is’n alter Lehrer. Aber ich weiß nicht, 
ob die Person es wirklich wert ist, ob sie soviel 
getan hat. Ich weiß es nicht ... 


Herr Schmitt geht. 

Herr Wischke: Tja, für mich ist es eine gespaltene 
Persönlichkeit. Ich könnte nicht so klar sagen, ich 
stehe auf der Seite des heute Vortragenden oder 
auf der Seite seiner Gegner, nenn ich's mal so. Ich 
denke, geschichtlich ist er eine etwas zwielichtige 
Persönlichkeit. Also, so'n klarer Freund, wie 

er heute dargestellt wird, und ausschließlicher 
Menschenfreund, war er sicherlich nicht. 


Auch Herr Wischke geht. Frau Fühlig fühlt 
sich doch ermutigt und gibt Auskunft. 

Frau Fühlig: Also erstmal: Streitbarer alter Mann 
[gemeint ist Seilkopf], der viel jelesen hat, viel weiß 
darüber, viel mehr als ich, die die Zusammenhänge 
nich’ erkenne. Mich stört's 'nen bisschen, dass man 
ohne diese Fakten, die er sichtlich weiß, hier mit 
dem Namen in Halle so umgeht. Mir ist das ganz 
egal. Ich ..., also ich würde mich nur dran stören, 
wenn der wirklich pädophil gewesen ist, was ja nich’ 
bewiesen ist. 

Dzondi: Aber das hat Luckner selbst zugegeben. 
Frau Fühlig (nickt und schaut bedeutend): 

Eben. Aber seine Verdienste um die Rettung 

der Stadt Halle sind unbestreitbar. Und Halle 

wäre zerbombt worden, wenn er, egal auf welche 
Weise, Hallodrio und 'n bisschen Englisch und 'n 
bisschen Amerikanisch, hat er mit den Amerikanern 
verhandelt. Und es is wenig auf Halle jefall'n an 
Bomben. Was wahrscheinlich unstreitbar ist, dass er 
sein Verdienst daran hat, da kann man doch seinen 
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Namen dahin schreiben ... Aber ich als Frau, wenn 
der wirklich pädophil war, da is immer noch der 
Haken, der immer noch hinten im Kopf so is, denk’ 
ich, na dann aber nich’! 


Nachdem sich einige Hallenser verabschie- 
den, die Luckner kritisch bewerten, bleibt 
ein harter Kern von Luckner-Verehrern. Die 
Bonjour-Tristesse-Redakteure wollen wis- 
sen, ob der »Seeteufel« immer noch ihr Held 
ist, wenn man sie auf seinen Missbrauch von 
Kindern anspricht. Gerade der Hass auf Se- 
xualstraftäter eint nicht nur Verwandte, Nach- 
barn und Einwohner ganzer Landstriche oder 
Städte. Das Strafbedürfnis, das sich an Sexu- 
alstraftätern abarbeitet, ist vor allem beson- 
ders stark bei Menschen ausgeprägt, die Af- 
finitäten zum Nationalsozialismus aufweisen. 
Kaum zu glauben, dass sich hartgesottene 
Lucknerfans hiervon ausnehmen. Trübt die 
Pädophilie Luckners ihr Bild vom Helden? 
Herr Stolz (philosophiert über Luckner): ... er war ja 
Ehrenbürger von Amerika, hatte da mal ein Kind aus 
dem Hafenbecken gerettet und so, als Seemann ... 
Holly: Aber er hat auch Kinder missbraucht ... 

Herr Stolz: Nein, nein, nein! Das glaube ich nicht! 
Holly: ... aber das hat er doch selber zugegeben. 
Herr Stolz: Er hatte doch jar keene Potenz, er war 
doch krank. 


Drehorgel-Rolf kommt aus der Buchhand- 
lung auf dem Weg zu seinem Trabi vorbei 
und mischt sich in das Gespräch über Luck- 
ners Pädophilie ein. Das hallische Original, 
das in den 1990er Jahren sehr populär war, 
ist dafür bekannt, mit einem Trabi und seiner 
Drehorgel weltweit Länder zu bereisen. 
Drehorgel-Rolf: Das was Luckner aus meiner Sicht 
jemacht hat, da hätte der heutzutage noch nich’ 
e’ma Urteil jekricht, sondern irgend 'ne Bewährung. 
Was jetzt jesacht worden ist [bezieht sich auf 
Seilkopf], dass es da keene richtjen Argumente jibt 
und so. Das Einzje: Er hat alles vor’m Ehrenjericht 
zujejeben, um da de Kurve zu kriegen. Aus meiner 
Sicht. Ob er da wirklich was Pädophiles jemacht hat, 
das is alles nich’ erwiesen. 

Dzondi (an Drehorgel-Rolf gerichtet): Ist Luckner 
der Retter von Halle? 

Drehorgel-Rolf: Luckner ist der Retter von Halle, 
und ich habe mich schon vor Seilkopf mit Luckner 
beschäftigt. [...] Ich bin ja och mit de Trabi, der 

Graf Luckner hieß, durch Amerika jefahr'n. Ich bin 
absoluter Lucknerfan, und das hat jetzt hier 'n paar 
Gesichtspunkte, die ich vorher noch nich’ hatte. 
Dzondi: Warum sind Sie Lucknerfan? 
Drehorgel-Rolf: Der wor jut. 

Dzondi: Warum? 

Drehorgel-Rolf: Das kann ma’ nich’ in eim Satz 
sachen. Es gibt ja etliche Bücher über ihn. Seine 

Art und Weise, wie er Völker verbunden hat, wie er 
unsere Region präsentiert hat, wie er aber och sein 
eigenes Ding jemacht hat. Des kann 'n Vorbild für 
viele sein. 


Die Bonjour-Tristesse-Redakteure schau- 
en sich ratlos an: Wie hat Luckner zwischen 
Volk x und Volk y vermittelt? Dadurch, dass 
er Kriegsgefangene am Leben ließ? Durch 
die Verherrlichung des Nationalsozialismus 
auf seinen Propagandareisen? Oder vielleicht 
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durch sein Talent, Telefonbücher mit bloßen 
Händen zu zerreißen, wie er es bei Auftritten 
zu zeigen pflegte? Immer noch verwirrt, geht 
es zur nächsten Frage. 

Holly: Wie ein wissenschaftliches Gutachten belegt, 
hatte Luckner gar nicht soviel mit der Rettung der 
Stadt zu tun, wie immer behauptet wird. 

Herr Stolz (wütend): Also wissen Se! Wir sind echte 
Hallenser! Das könn’ Se globen! 

Frau Stolz (zeigt mit ihrer Hand auf die Höhe ihrer 
Hüfte): Wenn ich als Kind, ehrlich, da war ich so, 
und meine Mutter sagte, Graf Luckner und Weins 
und alle, also die ... Er ist wirklich den Amerikanern 
von den Timberwölfen, diesen Allen [General der 
US-Armee], entgegen gefahren, und die haben da 
verhandelt. Also er nicht alleine, aber es waren die 
Leute, die hier dran stehen, die vier, die waren’s. 


Frau Stolz deutet auf eine Gedenktafel am 
Haus des Buches, die Luckner, dem Arzt Ni- 
kolaus Weins u.a. dankt, Halle »vor der Zer- 
störung bewahrt« zu haben. 

Holly: Er hat verhandelt, aber am nächsten Tag 
hat er den Alliierten die Botschaft nicht übergeben 
können, dass Halle keinen Widerstand leisten wird, 
da er betrunken war. 

Frau Brausend: Er [meint Seilkopf] hat ja gerade 
das Gegenteil ... 

Frau Stolz: Ja! 

Herr Brausend: Man kann immer Menschen 
schlecht reden! 

Frau Stolz: Ja! 

Dzondi (wechselt das Thema): Im 
Nationalsozialismus hatte er aber auch seine Rolle ... 
Herr Pace: Das mag sein, aber ich meine, das 
wird ja auch so sein. Ich meine, als Admiral im 
Ersten Weltkrieg, der wird ja auch Taten begangen 
haben, die nicht humanistisch waren. Das ist 
sicherlich richtig. Aber wir wissen es ja auch von 
der Wende ’89. Wenn da nicht Leute den Mut 
ergriffen hätten, die ganz weit parteinah waren 

und gesagt hätten, wir machen eine friedliche 
Revolution, dann hätte das auch ins Fiasko führen 
können. Ich denke mal, es ist immer ’ne Frage des 
Mutes zu 'ner bestimmten Zeit, und das soll man 
einfach realistisch darstellen. Egal jetzt, wie die 
Gesamtperson historisch bewertet werden kann. 
Das steht mir nicht zu, das weiß ich einfach nicht. 
.-] 

Frau Fühlig: Ach ja, Gott, da haben sich alle 
arrangiert! Da bin ich immer so hinterher, wo ich 
saje, der hat sein Fähnchen nach dem Wind jedreht, 
nach’m Kaiser und dann beim nächsten und immer 
sich so vorbei lanciert. Und ich denke, er war so'n 
richtjer typischer Mann, große Klappe und wenig 
Hirn. Is meine Meinung. 

Dzondi: Er hat für den Nationalsozialismus zum 
Beispiel auch Propagandareisen gemacht. 
Drehorgel-Rolf: Dieses mit den Propagandareisen 
is 'ne janz einfache Sache. Man brauch Sponsoren, 
ich brauch och Sponsoren. Und für was für 

Pipifax ich mich schon herjeben musste, um zum 
Überlebene. Und wie viel Propaganda hat Luckner 
denn wirklich jemacht? Es werden da och grade 
von irgendwelchen Widersachern von Luckner 
irgendwelche Seifenblasen entwickelt, die, was wa 
ja heute grade jehört haben, gar nich’ an dem sind. 
Dzondi: Was denn zum Beispiel? 

Drehorgel-Rolf: Na, wie oft der sich mit Hitler 
jetroffen hat. Das war '42 das erste Mal. Und 


dass die Nationalsozialisten so’n Schiff und so’n 
begnadeten Redner wie’n Luckner ausnutzen 


... Wie viel er aber für de Nationalsozialisten 


jeredet hat? Hat er das für Deutschland und 

für seine Heimat jemacht, hat er das für de 
Nationalsozialisten jemacht? Es jibt da 'nen schönen 
Spruch: Den Braunen war er nich’ braun jenuch, und 
'n Roten war er nich’ rot jenuch. 

Holly: Sie haben das so schön getrennt zwischen 
Deutschland und dem Nationalsozialismus. Sie 
meinen schon, er ist noch ein Aushängeschild für 
Halle und auch für Deutschland. 

Drehorgel-Rolf: Wie Sie Deutschland sagen! 
Wissen Se, dis is meine Heimat, es is meine 
Region und hier in Deutschland jibt es Animositäten, 
wo man irgend ’n Stempel uffkricht jedrückt, wo 
irendwelche Sachen, die ja nich’ an dem nicht 
gewes’n sein müssen. Und ein Gesichtspunkt: Wer 
war’n denn die Widersacher von Luckner? Das 
war’n eigentlich alles zu nationalsozialistischen 
Zeiten, aber och zu DDR-Zeiten, Bürokraten. 

[...] Dass die sich nie in so einen Menschen 
hineindenken konnten und dass sein Verdienst, 
dass er mit den Amerikanern verhandelt hat und so, 
das mit dem Ehrenjericht ... [...] 

Holly: Finden Sie, dass Herr Luckner noch viel 
mehr geehrt werden müsste 

Frau Stolz: Ja, finde ich! 

Dzondi: Und sollten wir Luckner als »Retter von 
Halle« dankbar sein? 

Herr Pace: Ja, in der Hinsicht. Alles andere kann 
ich nicht beurteilen, weil das sind oft Informationen, 
die aus zweiter Hand kommen, die vielleicht von 
verschiedenen Stellen beurteilt worden sind, die ja 
auch nicht immer richtig gelegen haben. 

Dzondi: Was meinen Sie mit Informationen aus 
zweiter Hand? 

Herr Pace: Na, so Informationen und Dossiers, 

die nach dem Krieg angefertigt worden sind, 

von Personen, die vielleicht auch ein spezielles 
Interesse daran hatten, seine Person unrealistisch 
darzustellen ... 

Dzondi: ... also schlecht zu machen? 

Herr Pace: Ja, vielleicht auch das. Vielleicht, weil 
es einfach nicht in die Zeit hineingepasst hat, dass 
auch jemand aus der Gesellschaft, die damals ja 
nun, die wir ja dargestellt haben, wir Deutschen. 
Dzondi: Sie meinen die DDR? 

Herr Pace: Ja, natürlich. 


Die Gesprächsrunde wird beendet, alle trot- 
ten nach Hause. 

Fazit nach der Gesprächsrunde: Einige 
stimmen nicht in das Lied der Luckner-Ver- 
ehrung ein, andere dafür schon. Die Bonjour- 
Tristesse-Redakteure haben einiges über his- 
torische Vergleiche gelernt. Ein Teil der be- 
fragten Personen bestritten Luckners Begeis- 
terung für den Nationalsozialismus und be- 
riefen sich immer wieder auf Seilkopf, der 
wiederum in seinen Büchern Primärquellen 
wie Fotos und Briefe des »Seeteufels« ver- 
öffentlicht. Da wir keine »speziellen Inter- 
essen« an einer unrealistischen Darstellung 
der »Institution« Luckner haben, lassen wir 
den Grafen doch selbst sprechen. Auf seinen 
Reisen in den dreißiger Jahren berichtet er in 
Briefen an sein »Muttchen« von Vorträgen 
über das aktuelle Deutschland. Seine Wider- 
sacher sind neben den Kommunisten die Ju- 


den: »Wenn ich Juden habe gelernt zu has- 
sen, so war das hier. Es ist die Seuche, die al- 
les Edle zerstört. Das Misstrauen gegen uns 
in der Welt ist um der Judentätigkeit. Wir 
sind viel zu milde gegen diese Giftbande.« 
Er schreibt immer wieder, wie begeistert die 


The same procedure ... as every day. 


Wiederverwerteter Altruismus 
»Die meisten Menschen vergeuden ihr Leben durch 
einen ungesunden und übertriebenen Altruismus, ja, 
sind sogar genötigt, es zu vergeuden. Sie finden sich 
umgeben von scheußlicher Armut, von scheußlich- 
er Hässlichkeit, von scheußlichem Hunger. Es ist un- 
vermeidlich, dass ihr Gefühlsleben davon erschüttert 
wird. Die Empfindungen des Menschen werden ra- 
scher erregt als sein Verstand; und es ist [...] sehr 
viel leichter, Mitgefühl für das Leiden zu hegen als 
Sympathie für das Denken.« Oscar Wilde, von dem 
diese Aussage stammt, hätte sich vor 120 Jahren 
bestimmt nicht vorstellen können, welche Blüten je- 
ner Altruismus treiben würde. Der bundesweit aktive 
Verein Machen statt Quatschen, der die Denkfeind- 
lichkeit bereits im Namen trägt, zeigt, wie nah Wohl- 
fahrt und Menschenverachtung beieinander liegen. 
Die von ihm losgetretene Kampagne »Pfand gehört 
daneben« setzt sich dafür ein, Pfandflaschen nicht 
mehr in Mülleimern zu entsorgen, sondern daneben 
oder in entsprechende Vorrichtungen zu stellen, da- 
mit Menschen, die ihren Lebensunterhalt durch das 
Sammeln von Leergut bestreiten, nicht im Müll stö- 
bern müssen. 

Die Kampagne hat bereits seit einiger Zeit einen 
Ableger in Halle; dieser richtet sich nun mittels ei- 
ner Petition an den Oberbürgermeister der Stadt, der 
seinerseits bereits Interesse an dem Projekt bekun- 
det hat. Zur Standardfloskel der Weltverbesserer ge- 
hört der Verweis darauf, dass »der Unterschied zwi- 
schen Arm und Reich immer größer« werde. Dies zei- 
ge sich, so steht es in der Petition, »nirgendwo so 
deutlich wie beim Pfand«. Gönnerhaft und besorgt 
um das Ansehen Halles wird gefordert, dass man 
nicht wolle, »dass in der Universitäts- und Kultur- 
stadt Halle irgendjemand im Müll wühlen muss. Denn 
das ist nicht nur demütigend, sondern auch gefähr- 
lich.« Es gehe aber nicht nur darum, dass die Ärms- 
ten der Gesellschaft ein menschenwürdigeres Leben 
führen, sondern auch darum, dass »wertvolle Res- 
sourcen [nicht] einfach weggeworfen werden«. Das 
vorgetragene Anliegen, Menschen ersparen zu wol- 
len, im Müll suchen zu müssen, ist nur vordergründig 
von Empathie und Mitgefühl geprägt. Vielmehr geht 
es dem Wohltäter um sich selbst. Er kann sich durch 
seinen Gnadenakt wohlfühlen, auch wenn seine Al- 
mosen keinerlei Aufwand für ihn bedeuten. Dies wird 
nicht zuletzt dadurch deutlich, dass man, um nur 800 
Euro zu erhalten, 10.000 Pfandflaschen sammeln 
muss. Für die große Geste, dass man den eigenen 
Müll jemand anderem überlässt, erwartet man selbst- 
verständlich Dankbarkeit. Dass diese Aktion keine 
Verbesserung des Lebens der Betroffenen erzielen 
kann, wissen diejenigen selbstverständlich, die ihre 
Flaschen zur Mitnahme bereitstellen (schließlich wol- 
len sie selbst die Flaschen nicht einmal zum Händler 
zurückbringen). Das ist ihnen jedoch egal. Wenn sie 
wirklich wollen, dass die Flaschensammler ein men- 
schenwürdiges Leben führen können, dann wäre ein 


Zuhörer vom »neuen Deutschland« seien und 
dass »ihnen ein Hitler fehlt«: »Erst wenn man 
ins Ausland kommt, erkennt man, was das Ill. 
Reich gekonnt hat, und wie unsere Lebens- 
bedingungen sowie Zufriedenheit des Vol- 


öffentliches Eintreten für die Rücknahme der Hartz- 
IV-Gesetze ein kleiner und bescheidener Anfang, da- 
mit jeder Miete, Essen, Kleidung, Großbildfernseher 
und, je nach persönlicher Neigung, Bier und Zigaret- 
ten bezahlen kann, ohne nächtelang unterwegs sein 
zu müssen, um da, wo besoffene Gestalten pissen 
und kotzen, Pfandflaschen einzusammeln. [are/luzi] 


Hochburg der Toleranz 

Kaum etwas lockt Lokalfürsten und Provinzjournalis- 
ten mehr hinter dem Ofen vor als der Angriff auf ih- 
re Stadt. Geradezu überempfindlich reagierten sie, 
als Halle im Spiegel als »Nazi-Hochburg« bezeich- 
net wurde. Der Autor Gordon Repinski, der dies tat, 
verlor in seinem Artikel über Karamba Diaby, Hal- 
les SPD-Direktkandidat für die Bundestagswahl, 
kein gutes Wort über die Saalestadt. Über die Kan- 
didatur des gebürtigen Senegalesen heißt es: »Es 
ist ein Experiment. Halle gilt als eine der Hochbur- 
gen des Rechtsradikalismus in Deutschland, bei der 
Landtagswahl 2011 holte die NPD in manchem Vier- 
tel fast zehn Prozent der Stimmen.« Diese Aussage 
ist in der Tat nicht ganz nachvollziehbar. Interessant 
ist jedoch weniger die genaue Zahl der NPD-Wäh- 
ler als die Reaktionen auf den Artikel. Im Onlinema- 
gazin Hallespektrum herrschte »blankes Entsetzen« 
über den Spiegel-Artikel. Man warf Repinski eine rei- 
ßerische Aufmachung vor. Dieser war lediglich zu ei- 
nem zweistündigen »Kurzbesuch« in der Stadt. Cor- 
nelia Pieper, der aus Halle stammenden Staatsminis- 
terin im Auswärtigen Amt, war es ein »Rätsel, was 
da alles zusammenrecherchiert wurde«. Die Affäre 
zog schließlich solche Kreise, dass sich sogar Sach- 
sen-Anhalts Innenminister einschaltete. Holger Stahl- 
knecht gab der Mitteldeutschen Zeitung (MZ) zu Pro- 
tokoll, dass er nicht habe feststellen können, »dass 
Halle eine Hochburg von Rechtsextremisten« sei. 
Sie alle wähnten sich einer gemeinen Intrige aus- 
gesetzt, die, wie die hallische Integrationsbeauftrag- 
te feststellte, »unserer Stadt und unserer Integrati- 
onsarbeit« schade. Niemand schien ernsthaft zu fra- 
gen, inwiefern ein einziger Artikel (der noch dazu erst 
durch seine Skandalisierung einem größeren Leser- 
kreis bekannt wurde) einen solchen Schaden anrich- 
ten könne. Der Oberbürgermeister Bernd Wiegand 
konterte den Spiegel-Artikel mit einem Satz aus dem 
Setzbaukasten für Engagierte: »Ein breites gesell- 
schaftliches Bündnis fördert seit Jahren durch viel- 
fältige Aktionen Toleranz und Zivilcourage in unserer 
Stadt. In Halle ist kein Platz für Rechtsextremisten 
und Fremdenhass - in keinem Stadtteil.« Die MZ, of- 
fenbar darum bemüht, diese Aussage zu verifizieren, 
nötigte Miteinander - Netzwerk für Demokratie und 
Weltoffenheit in Sachsen-Anhalt e.V. ein Statement 
ab, in dem bestätigt wurde, dass es in Halle wirklich 
keine großen Nazigruppierungen gibt. Allerdings be- 
tonte ein Sprecher des Vereins zu Recht, dass es jen- 
seits organisierter Strukturen so etwas wie »Alltags- 
rassismus« gibt. 


kes bei weitem das Ausland überflügelt hat, 
durch Volksgemeinschaft und Ordnung.« 


Mandy S. Dzondi, 
Frank Holly und Klaus Ulrich 


WAHNSINN, KURIOSITÄTEN UND 
ERFREULICHES AUS DER PROVINZ. 


Ganz so genau hingucken mag man beim Halle- 
spektrum allerdings nicht. Der sprachlichen Gepflo- 
genheiten der Antirassisten nicht mächtig wird disku- 
tiert bis Halle weltoffen ist. So ist man stolz, dass die 
Mobile Beratung für Opfer rechter Gewalt für Halle 
lediglich 12 rechte Angriffe für das vergangene Jahr 
ausweist gegenüber 16 Angriffen im Vorjahr. Und 
auch bei diesen zwölf Angriffen solle man mal genau 
hinsehen: »Aufgeführt wird dort [in der Statistik] auch 
der Angriff auf einen Schwarzafrikaner in der Großen 
Ulrichstraße — der Attacke gingen aber laut Polizei 
zuvor Beschimpfungen des alkoholisierten Mannes 
in Richtung der Gruppe voraus.« 

Diaby lobt Halle als tolle Stadt, die seine Hei- 
mat geworden sei, auch wenn es in Halle »einzelne 
Ecken« gäbe, in denen er sich »unwohl fühlen könn- 
te«. Das allerdings sei »weniger eine Frage der Haut- 
farbe als ein grundsätzliches Problem«. Vom Redak- 
teur des Spiegel-Artikels fühle er sich »verarscht«, 
da er ihm erklärt habe: »wer einmal in Halle war, der 
wird wieder kommen.« Dass Diaby eine affektive Bin- 
dung zu Halle aufgebaut hat ist vielleicht etwas ver- 
schroben. Wenn er aber begründet, dass er sich in 
Halle »verliebt« habe, weil es die deutsche Stadt sei, 
»in der 1703 zuerst ein Schwarzafrikaner studieren 
und 1755 die erste Frau promovieren durfte«, ist dies 
mehr als entlarvend: Da er für Halle nichts anderes 
in die Waagschale werfen kann als 310 Jahre alte 
Fakten, scheint die Stadt doch nicht so besonders 
liebenswert zu sein, wie alle in einer gemeinsamen 
Kraftanstrengung betont haben. [are] 


Bye, bye Magdeburg 
Nachdem bekannt wurde, dass die hallischen Grup- 
pen AG »No Tears for Krauts« und »Materialien zur 
Aufklärung und Kritik« am 8. März eine Vortragsver- 
anstaltung in Magdeburg planten, das als Hochburg 
der antiimperialistischen Schlägerszene gilt, löste 
dies erwartungsgemäß eine Welle von Drohungen 
aus. Vor allem auf den Veranstaltungsort, das »Ca- 
fe Central«, wurde Druck ausgeübt, die Diskussions- 
veranstaltung abzusagen. In diversen Diskussionsfo- 
ren und einem »Offenen Brief« wurde behauptet, An- 
tideutsche seien Sexisten und Rassisten, die »dem- 
entsprechend« zu behandeln, soll heißen: militant 
anzugreifen seien. 

Am Abend der Veranstaltung schlug dann tat- 
sächlich eine Meute von etwa 25 Abziehbildautono- 
men am »Cafe Central« auf und stellte sich zunächst 
schweigend auf den Fußweg neben der Bar. Wäh- 
rend die szeneinterne Feminismusfraktion anlässlich 
des Frauentages Blumen an die anwesenden Frau- 
en verteilte, die so subtile Botschaften an ebenjene 
Frauen enthielten wie »gegen Mackertum«, gab sich 
die »Black Bloc«-Fraktion große Mühe, gefährlich 
und böse zu wirken. So recht schien dies aber nicht 
zu gelingen. Brummbärige Palituchträger, schweig- 
same Jugendliche und der minderbemittelte Führer 
der Kameradschaft »Burg bleibt rot«, der mit vom 
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Speed geweiteten Augen immer wieder sagte, er wol- 
le zur »Fahnstalltung« (gemeint war: Veranstaltung), 
waren nicht dazu in der Lage, eine bedrohlich wirken- 
de Situation aufkommen lassen. Das war auch gut 
so; eine körperliche Auseinandersetzung fand glück- 
licherweise nicht statt. Die Situation warf allerdings 
die Frage auf, inwiefern das Schlägerimage, das sich 
die Magdeburger Linke vor einigen Jahren mühsam 
durch Übergriffe auf Andersdenkende erarbeitet hat, 
gegenwärtig noch Anknüpfungspunkte in der Reali- 
tät besitzt. Ein offensichtlich nervöser Haufen Auto- 
nomer, die angespannt an ihren unter den Jacken 
versteckten Waffen herumfingerten, entspricht nicht 
unbedingt dem Bild einer schlagkräftigen Antiimp- 
Gang. Es ist gut möglich, dass antideutsche Grup- 
pen in jüngerer Vergangenheit sehr viel mehr zu die- 
sem Image beigetragen haben als die Antiimperialis- 
ten selbst. Aus diesem Grund sollten Magdeburger 
Gruppen wie »Zusammen kämpfen« in Zukunft viel- 
leicht einfach links liegen gelassen werden. [are] 


Titelkampf in der Linkspartei 
Nachdem ausgerechnet der Bundesvorstand der 
Linkspartei das Existenzrecht Israels anerkannt hat- 
te, war das Image als Spaßpartei perfekt. Jedoch war 
nicht geklärt, wer nun der größte Spaßvogel der Par- 
tei sein soll. So tobt seit Sommer 2011 in der Links- 
partei ein harter, aber zugleich amüsanter Titelkampf. 
Neben zahlreichen Bewerbern aus der ganzen Repu- 
blik trat auch Anne Geschonneck, Chef der Hallenser 
Solid-Bande, SDS-Bundesvorstandsmitglied, Marx- 
21-Aktivist und Leiter des Bundesarbeitskreises An- 
timilitarismus und Frieden, mit fünf weiteren Genos- 
sen des SDS an. Diese hatten nach der Anerkennung 
des Existenzrechts Israels einen Antrag auf Palästi- 
na-Solidarität auf dem Bundeskongress des SDS ge- 
stellt. Ein solcher Antrag klingt jedoch nicht außerge- 
wöhnlich genug, als dass er für eine Nominierung ge- 
reicht hätte, denn schon lange Zeit vor dem Image- 
wechsel der Linkspartei zum Freund der Zwei-Staa- 
ten-Lösung gehörte Sympathie gegenüber »unter- 
drückten Völkern« zum Parteiprogramm wie ein De- 
ckel zum Topf. Jedoch hat der Antrag genug Potenti- 
al für eine Nominierung, weil die Bewerber ihn nicht 
spaßig begründen, sondern ernst meinen: »Der An- 
tisemitismus der hierzulande zum schlimmsten Mas- 
senmord der Geschichte führte, kann nicht effektiv 
durch eine Vermeidung von Kritik, oder sogar durch 
Gutheißen der Politik vom israelischen Staat be- 
kämpft werden. Antisemitismus kann erfolgreich nur 
durch die Berufung auf universalistische Prinzipien 
zerschlagen werden. Die gleichen Prinzipien schlie- 
ßen auch eine aktive Solidarisierung mit der besetz- 
ten palästinensischen Bevölkerung ein.« Um es kurz 
zu fassen: Palästina-Solidarität ist das einzige effek- 
tive Mittel gegen Antisemitismus. Mit diesem Parado- 
xon könnte Anne Geschonneck den Kampf der Nicht- 
ernstzunehmenden gewinnen. Zwar verwechselt sie 
Dativ und Genitiv, aber gerade dadurch wirkt sie als 
Antisemit authentisch. Denn wie sagte Karl Kraus 
so schön: »Deutsch ist die Sprache derer, die zwar 
deutsch fühlen, aber nicht Deutsch können.« Aber ei- 
nes sollte Anne Geschonneck noch beachten: Eine 
Bevölkerung kann nicht besetzt sein. 

Falls wider Erwarten Anne Geschonneck auf 
Grund der großen Konkurrenz von BAK Shalom, 
Nordkorea-Freundeskreis und Cuba Si nicht gewin- 
nen sollte, ist der karrieregeilen Bewerberin viel Er- 
folg bei weiteren Bewerbungen zum größten Clown 
der Partei zu wünschen. So könnte die Hallenserin 
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weitere Anträge stellen wie »Rückschritt ist Fort- 
schritt«, »Den Sozialismus in seinem Lauf hält we- 
der Ochs noch Esel auf« oder »Freiheit ist Sklaverei«. 

[bas] 


Geistiger Kahlschlag 
Die vergangenen neun Jahre waren offensichtlich 
besser als gedacht, denn solange gab es das Hal- 
lische Umweltblatt Calendula nicht. Nun haben sich 
jedoch die hallischen Ortsgruppen von Attac, Green- 
peace, des Naturschutzbunds Deutschland e.V. (NA- 
BU) und des Bundes für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) sowie der Friedenskreis Halle 
dazu entschlossen ein Nachfolgemagazin herauszu- 
geben. Die kostenlose Zeitschrift Hallesche Störung 
liegt in zahlreichen Läden der Stadt aus. Bei einem 
Blick in das monatlich erscheinende Blatt wird indes 
umgehend bestätigt, was die Liste der Herausgeber 
befürchten lässt. Die Agenda des Heftes besteht tat- 
sächlich aus dem Kampf gegen »Finanzspekulan- 
ten«, aus dem Schutz der Heimat und aus der Su- 
che nach neuem Lebensraum. Im Editorial der ers- 
ten Ausgabe vom Januar heißt es: »Das Zeitungs- 
projekt will mit Bildern, Originaltönen und Texten dem 
emotionalen Wert von Heimat nachspüren. [...] Es 
wird darum gehen, verschiedene Aspekte von Hei- 
mat als Identifikationsraum zu erkunden und zu prä- 
sentieren. Dabei kommt der Entdeckung der Nach- 
haltigkeit als Weg in eine gesicherte Zukunft eine 
besondere Rolle zu.« Mit der Sorge um die Zukunft 
und der noch etwas steifen Heimatliebe empfehlen 
sich die Herausgeber als Nachlassverwalter der wo- 
möglich demnächst verbotenen NPD. Ihrem Einsatz 
hierfür nach zu urteilen, rechnen sie offensichtlich 
fest mit einem erfolgreichen Verbotsverfahren: »Un- 
ser Blatt versteht sich als Informationsplattform aller 
gesellschaftlichen Kräfte, die den Wandel vom ego- 
zentrierten Streben nach materiellem Reichtum hin 
zu Kommunikations- und Beziehungsfähigkeit, Ver- 
trauen und bürgerschaftlichem Engagement für das 
Gemeinwohl unterstützen.« Hinter dem sperrigen 
Satz verbirgt sich der Wunsch nach Volksgemein- 
schaft. Während die Herausgeber individuelles Stre- 
ben nach Glück und Wohlstand verdammen, ist ihr 
Blatt voller Lob für das unentlohnte Opfer zum Woh- 
le der Gemeinschaft. Die Idee zur Wiederaufnahme 
des Heftes wäre den Herausgebern bei den soge- 
nannten »Heldentagen« gekommen. Die so betitel- 
te Veranstaltungsreihe hatte im letzten Sommer un- 
ter dem Motto »Alternativlos war gestern - Wir wup- 
pen die Krise« das Ehrenamt gepriesen. Daran an- 
knüpfend, enthält die erste Ausgabe der Halleschen 
Störung ein ausführliches Portrait einer unbezahlten 
Mitarbeiterin des Umsonstladens im hallischen Glau- 
chaviertel. In Anspielung auf die kaputte Heizung des 
Ladens heißt es: »In Deutschland ist es kalt, aber im 
Umsonstladen gibt es Wärme.« In derselben Ausga- 
be berichtet eine andere Autorin im »Report aus der 
Franzigmark« von ihrem Engagement für den BUND 
bei der Wiederherrichtung des ehemaligen Schulum- 
weltzentrums. Nicht nur der Titel erinnert an einen 
Frontbericht. Über den »Einsatz« im »Entmüllungs- 
kommando« schreibt die Verfasserin: »Was gibt es 
denn zu entsorgen — Kot, Erbrochenes, Leichentei- 
le oder radioaktive Abfälle?! Ich bleibe eisern. Ob ich 
mich denn dann nicht in einen Schutzanzug hüllen 
wolle, hakt der Mensch vom >»BUND« nach. Schnick- 
schnack! Überheblich lehne ich ab. [...] Wie überprü- 
fen sorgfältig den korrekten Sitz unserer Atemmas- 
ken und Arbeitshandschuhe und tappen tapfer in die 


funzelige Tiefe. [...] Mit dem schlimmsten rechnend, 
stelle ich mich auf Leichen tierischer wie menschli- 
cher Provenienz ein.« Die Betonung des Opfers, das 
als Held nicht gescheut, im Umsonstladen für das 
warme Herz ertragen und bei der Säuberung im 
Schulumweltamt eisern erbracht wird, verrät viel über 
das Motiv der Freiwilligen. Gleiches gilt für die pe- 
nible Dokumentation der Wohltaten, die ein Großteil 
des Heftes einnimmt. Die Engagierten verhalten sich 
wie Extremsportler, die mehr Energie auf die Schilde- 
rung ihrer Taten und der dabei erlittenen Strapazen 
verschwenden, als auf den Sport selbst. Der Slogan 
»Wir wuppen die Krise« der »Heldentage« ist dem- 
nach vor allem als Selbstempfehlung zu verstehen. 
Denn mit dem Engagement ist die heimliche Hoff- 
nung verbunden, dass die herbeigesehnte Volksge- 
meinschaft die erbrachten Opfer im Falle der befürch- 
teten Krise nicht vergessen wird. Soll heißen: Die ver- 
meintlichen Natur- und Heimatfreunde umtreibt weni- 
ger das Schicksal der Arbeitslosen von Glaucha, als 
vielmehr die Angst davor, eines Tages selbst nicht 
mehr gebraucht zu werden. Hinzu kommt der drän- 
gende Wunsch, die insgeheim als mittelmäßig emp- 
fundene Biografie in eine Märtyrergeschichte umzu- 
schreiben. Das marternde Gefühl, es zu nichts wirk- 
lich gebracht zu haben, gleichzeitig aber zu Höherem 
berufen zu sein, wie es für die verkannten Bachs, Eu- 
lers und Goethes, wie es für Lehrer, aber auch für 
den Mittelstand ganz allgemein typisch ist, soll beim 
aufopferungsvollen Einsatz betäubt werden. Hierfür 
eignet sich nichts besser, als das Lob der Heimat. In- 
dem die Wichtigkeit des Geburtsorts betont wird, er- 
klärt man das empfundene Versagen durch seine 
Herkunft. Und gleichzeitig soll das Bekenntnis zur ei- 
genen Scholle das ewige Herumgekrebse in Rufnähe 
zum Elternhaus als beherzte Entscheidung für Saale- 
aue und Haussperling erscheinen lassen. 

Ein Artikel der zweiten Ausgabe verdeutlicht, wie 
es bei den Wohltätern um die Liebe zu Mensch und 
Heimat bestellt ist. In expressionistischer Manier 
lässt ein Autor in einer verspäteten Reportage sei- 
nen apokalyptischen Phantasien anlässlich des Saa- 
lehochwassers vor zwei Jahren freien Lauf: »Bäume 
schwimmen an unseren Augen vorbei, Schwärme 
von rastenden Gänsen und Kranichen nehmen dort 
Platz, wo sonst Mähdrescher und Traktoren auf den 
nächsten effizienten Einsatz warten. Auch wenn es 
böse Blicke von den Bauern gibt oder von den Men- 
schen, deren Keller leergepumt werden müssen - es 
ist keine Schadenfreude, die uns an den Rand des 
Hochwassers treibt; es ist die stille Hoffnung, dass 
es ein Refugium des Unkontrollierten gibt im durch- 
gestylten kapitalistischen Verwertungssystem Er- 
de, dass es unkontrollierbare Situationen gibt, in de- 
nen wir für einen Moment das atmen, was fast ausge- 
storben mit Birkhuhn und Schwarzstorch schien: ei- 
nen Hauch von Freiheit.« Es ist zu hoffen, dass die 
Herausgeber ihren Maximen des Naturschutzes fol- 
gen und ihr Blatt schnellstmöglich wieder einstellen — 
nicht nur der Umwelt zuliebe. [haj] 


Faszination Faschismus 
Bei den Protestaktionen in Magdeburg gegen den all- 
jährlichen Naziaufmarsch im Januar setzten in die- 
sem Jahr linke Aktivisten ihre Verfasstheit mal wieder 
mit einer Faschingseinlage in Szene. Im letzten Jahr 
gerierte sich eine Gruppe von Antifaschisten als La- 
geropfer, indem sie mit KZ-Häftlingsuniformen, grau 
angemalten Gesichtern, aneinandergeketteten Fü- 
ßen und einem Transparent mit der Aufschrift »Für 


das Erinnern - Wir trauern um jeden Menschen, den 
wir an den Faschismus verlieren« auftraten. In die- 
sem Jahr setzte sich die Obszönität etwas anders 
fort: Anstelle von Häftlingskleidung trug man Shirts, 
die mit Blutspritzern und Hakenkreuzaufdrucken ver- 
sehen waren, und mimte entschlossen den Deut- 
schen Gruß. In Front des Geschehens kauerten wei- 
tere Aktivisten in einer großflächigen Blutlache am 
Boden. Zum Setting gehörten neben acht geleerten 
Bluteimern weitere Hakenkreuzgestempelte, die im 
Hintergrund ein Transparent mit dem Slogan »Gegen 
das Vergessen, dass Faschismus ein Verbrechen 
bleibt!« hielten. Da offensichtlich jeder der 19 Aktivis- 
ten ein Shirt mit dem verlockenden Aufdruck tragen 
wollte, verunstalteten sich auch die Transparenthal- 
ter mit einem. Die drei Darsteller der Opfer konnten 
sich den Drang gerade noch verkneifen. Diese ma- 
kabre Aktion ist nicht nur ein desperater Versuch, das 
Aufmerksamkeitsdefizit durch einen schauerlichen 
Effekt zu beheben, sondern eine Imitation des Ab- 
schlachtens, welche den Aktivisten einen Lustgewinn 
verschafft. Hinter dem verbotenen und soeben für die 
vermeintlich gute Sache befugten Biss in den verhei- 
Rungsvollen Apfel verbirgt sich nicht weniger als der 
eigene Wunsch loszuschlagen, zu quälen und zu tö- 
ten. Fasching ist eben doch nicht lustig! [sis] 


Hilfe, sie sind da! 

Das Antifa-Spektrum der selbsternannten »Lichtstadt 
Jena« wurde im Januar um eine weitere Facette der 
geistfreien Finsternis bereichert: Unter dem Titel »Wir 
sind da ...!« trat eine »Antifaschistische Aktion Jena« 
(AA)) an die Öffentlichkeit, der man nichts Schlimme- 
res antun kann als sie zu zitieren. Jene Aktionisten, 
so heißt es in der Gründungserklärung der Gruppe, 
die »in Jena leben, arbeiten, studieren, zur Schule 
gehen, haushalten usw. usf.« nehmen in »Jena und 
der Region [...] eine hohe [!] Erscheinung an faschis- 
tischen Umtrieben wahr« und stellen fest, dass »in 
Stadtteilen wie Lobeda und Winzerla [...] Menschen 
mit »Thor Steinar<-Kleidung keine Ausnahmen son- 
dern alltäglich sind«. »Wir wollen nicht in einer Stadt 
leben,« so die AAJ weiter, »in der es mittlerweile völ- 
lig normal ist mit Personen Tür an Tür zu wohnen, die 
offen Gewalt an [!] Menschen verschiedener sozialer, 
kultureller, ethnischer, politischer Herkunft propagie- 
ren« und die »ihre menschenverachtenden Gedan- 
ken offen zur Schau stellen«. So ganz sicher, ob Na- 
zis nun offen oder verdeckt agieren, sind sich die Au- 
toren offenbar nicht, denn vordergründiges Ziel »im 
permanenten Abwehrkampf gegen Nazis« ist es, »fa- 
schistische Strukturen aufzudecken und offen zu be- 
nennen«. Der Bezug auf die KPD-nahe »Antifaschis- 
tische Aktion« der frühen 1930er Jahre wird durch ei- 
ne Welterklärung untermauert, die einen Vergleich 
mit dem gruseligsten Parteikommunismus nicht zu 
scheuen braucht: »Der Faschismus ist ein Herr- 
schaftssystem, welches die radikalste und reaktio- 
närste Form der Klassengesellschaft darstellt«. 

Den erklärten Feinden - den Nazis - halten die 
Autoren aber immerhin zu Gute, dass »sich die Fa- 
schist_innen revolutionär und antikapitalistisch ge- 
ben«. Allerdings, das finden sie wiederum schade, 
»nicht im fortschrittlichen Sinne«. Denn die Nazis 
lassen sich als willenlose Manövriermasse »in den 
tiefsten Krisenzeiten« missbrauchen, nämlich dann, 
»wenn die Kapitalbesitzenden die Demokratie nicht 
mehr im Stande sehen die Eigentumsverhältnisse 
zu sichern«. In dieser revolutionären Situation »sol- 
len die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen ma- 


nifestiert werden [...] hinsichtlich der Verwertungs- 
interessen der herrschenden Klasse auf politischer, 
ökonomischer, militärischer und ideologischer Ebene, 
mit Hilfe terroristischer Gewalt«. Kurzum: Zur Abwehr 
der drohenden proletarischen Revolution benötigen 
die Machthaber eine »faschistische Massenbasis, 
um die kapitalistischen Verhältnisse zu zementieren«. 

Die Perspektive einer revolutionären und antika- 
pitalistischen Querfront erscheint aufgrund der the- 
matischen Schnittmengen nicht unrealistisch: Ganz 
im Sinne eines der Volksfront verpflichteten Antifa- 
schismus greifen auch die Nazis »aktuelle gesell- 
schaftliche Problematiken« auf, indem sie sich »oft- 
mals sozialen und emotional geprägten Themenkom- 
plexen, wie Kindesmissbrauch oder auch dem Tier- 
schutz, widmen« — Themen, die der AAJ offenbar 
auch unter den Nägeln brennen. Das Dumme ist nur: 
Die »Faschist_innen« versuchen damit »ihr wahres 
Gesicht zu verschleiern« und »sind stets reaktionär«. 
Das hat man in dieser Form lange nicht mehr gehört, 
und es ist das unbestreitbare Verdienst dieses Ver- 
eins, dass er wieder einmal offen zu Tage gefördert 
hat, dass Blödheit und Autoritätsgeilheit keine Domä- 
ne der Nazis sind. [mm] 


»Hurra, das ganze Dorf ist da« 
Am 10. März war mal wieder ostdeutsches Fußball- 
derby in Halle. Der FC Hansa Rostock war zu Gast 
beim Halleschen FC und veranlasste die größte 
Straßengang der Stadt, die Saalefront Ultras, zu ei- 
ner großen Choreografie, mit der sie ihre Heimatlie- 
be unter Beweis stellen wollten. Zusammen mit dem 
Spruchband »Wir sind Halle Aas«, von dem niemand, 
der nicht den örtlichen Sprech mit der Muttermilch 
aufgesogen hat, weiß, was es bedeuten soll, wur- 
de eine Fahne über den gesamten Block der »Fan- 
kurve« ausgerollt, auf der fünf Gestalten der halli- 
schen Stadtgeschichte grimmig in Richtung Gäs- 
tefans grüßten. Zumindest die Auswahl einer Per- 
son war doch recht überraschend. »Hallore«, »Ro- 
land« und Georg Friedrich Händel (der einzige Ex- 
portschlager darf natürlich nicht fehlen) waren ja zu 
erwarten; August Hermann Francke, der Freund von 
Zwangsarbeit und Sittenterror, war ebenfalls nicht be- 
sonders originell. Graf Luckner, der »Retter Halles« 
(s. Reportage in diesem Heft), sorgt da doch schon 
für mehr Erstaunen. Schließlich haben Mitglieder der 
HFC-Fanszene sonst auch kein Problem damit, die 
Heckscheibe ihres Autos mit der Parole »Todesstrafe 
für Kinderschänder« zu verunstalten. Doch so genau 
wollten die Jungs der farbentragenden, schlagenden 
Burschenschaft mit geringem Studentenanteil, die 
Jungs von Saalefront Ultras, da nicht hinsehen. 

Bleibt nur die Frage, warum andere bekannte 
Hallenser ausgelassen wurden: Wo waren eigent- 
lich die Minister Margot Honecker und Hans-Dietrich 
Genscher? Wo waren Peter Sodann und Reinhard 
Heydrich, die es aus Halle in die weite Welt geschafft 
haben: der eine als Reichsprotektor nach Prag, der 
andere als Tatortkommissar nach Dresden. Dann 
hätten die Fußballfans auch eine allgemein verständ- 
liche Parole wählen können: »Hurra, das ganze Dorf 
ist da.« [are] 


Eine Gemeinde in Anhalt 
Vorab ein Hinweis: Treue Leser der Bonjour Tris- 
tesse können die einleitenden Sätze getrost über- 
springen, denn die folgende Vorstellung des Dor- 
fes und seiner Bewohner haben sie so oder so ähn- 
lich schon oft in ihrer Lieblingszeitschrift gelesen. Vo- 


ckerode also, das Dorf, um welches es im folgenden 
geht, blickt ausweislich des Onlinelexikons Wikipedia 
auf eine stolze Historie zurück: Im 15. Jahrhundert 
ursprünglich nur als »Straßendorf« angelegt, führte 
der Expansionsdrang der Ureinwohner in Kürze da- 
zu, dass Vockerode den »Charakter eines Haufen- 
dorfes« annahm. Ähnlich spektakulär ging es weiter 
durch die Jahrhunderte, bis 1937 der Höhepunkt der 
Dorfgeschichte anstand: Der Führer ließ ein Braun- 
kohlekraftwerk springen. Dieses wurde Mitte der 
1990er Jahre abgeschaltet und der Glanz Vockero- 
des erlosch. Seines Wahrzeichens beraubt ist Vocke- 
rode nun, was auch die offizielle Webpräsenz in gro- 
ßen Lettern verkündet: »Eine Gemeinde in Anhalt«, 
und also genauso trist und gottverlassen, wie die vie- 
len anderen Orte, die in diesem Heft schon zu Eh- 
ren kamen. 

Die Dumpf- und Rohheit dieser Einöde trat im ver- 
gangenen Dezember wieder einmal offen zutage, als 
170 Asylsuchende aus dem nahen Möhlau in eine 
Unterkunft nach Vockerode verbracht wurden. War 
das bisherige Obdach der Flüchtlinge laut Auskunft 
eines Grünen-Politikers »weit von einer menschen- 
würdigen Unterbringung entfernt«, so dürfte die neue 
Unterbringung in einem verfallenen Plattenbau in Vo- 
ckerode weit von einer menschenwürdigen Unter- 
bringung entfernt sein. 

Sorgte in der abgeschiedenen Möhlauer Wald- 
unterkunft Schimmel für menschenunwürdige Zu- 
stände, so ist es in Vockerode, neben der Unterkunft 
selbst, die Nachbarschaft, die den Neuankömmlin- 
gen das Leben zur Hölle macht. Als einer der Flücht- 
linge - mutmaßlich an den Zuständen im Asylbe- 
werberheim irre geworden - sich messerfuchtelnd 
aus einem Fenster der Unterkunft zu stürzen drohte, 
brachte die Kunde vom Spektakel in kürzester Zeit 
das ganze Dorf auf die Beine. Jung und Alt versam- 
melte sich, um dem angekündigten Suizid beizuwoh- 
nen, zwischen gelangweilter Polizei und über den 
»Neger« scherzender Feuerwehr schoben Mütter ih- 
re Kinderwagen, wurde angeregter Plausch gehalten 
und gewitzelt, wann der Todgeweihte denn nun end- 
lich springe. Bei der schaulustigen Meute dürfte denn 
auch einige Enttäuschung geherrscht haben, als die 
Polizei den Mann schließlich in Gewahrsam nahm 
und den Mob damit um eine blutige Show brachte. 

Nachdem auch die kurz darauf gegründete obli- 
gatorische Bürgerinitiative keinen Erfolg bei der Ver- 
treibung der Fremden hatte, wollten Ende März drei 
besonders engagierte Vockeroder nachholen, was 
ihnen die Staatsgewalt noch verwehrt hatte: Sie be- 
schimpften und verfolgten einige der Asylbewerber, 
drangen in die Unterkunft ein und griffen dort unter 
rassistischen Parolen die Geflüchteten an. 

Ein solches Reenactment des Pogroms von Ros- 
tock-Lichtenhagen 1992 ist wohl nur noch in der ost- 
deutschen Provinz möglich, in Residuen rassistischer 
Barbarei wie Mügeln, Rudolstadt oder eben Vocke- 
rode. Jenes Filmteam, das momentan in Halle Kom- 
parsen und eine passende Kulisse für einen Streifen 
über den Angriff auf das Rostocker »Sonnenblumen- 
haus« sucht, hat sicher eine gute Standortwahl ge- 
troffen. 40 Kilometer nördlich allerdings hätte es beim 
Dreh nicht einmal der Komparsen bedurft. [Ir] 


Mein bester Freund, das ist 

nicht irgendwer ... 
Artur Zayats, auch bekannt als ATZ, hätte es verdient, 
einen noch auszulobenden Medienpreis für europä- 
ische Integration (Europa-Bambi) zu erhalten. Der 
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18-jährige Hallenser bewarb sich Anfang des Jahres 
mit seinem Song »Meine Stimme« bei der Casting- 
show Raputation TV in der Hoffnung, von der Medi- 
eninitiative »Du hast die Macht« zum besten »poli- 
tischen Rapper« gekürt zu werden. Zwar hat er es 
nicht unter die letzten Zehn geschafft. Jedoch konnte 
er einen etablierten Fürsprecher gewinnen, was bei 
solchen Wettbewerben ohnehin wichtiger ist, als die 
mitleiderregenden Jugendclubtrophäen selbst. Im 
Rahmen des Wettbewerbs konfrontierte die Modera- 
torin der Show verschiedene Berufspolitiker mit den 
eingesandten Beiträgen. Hans-Gert Pöttering war ei- 
ner von ihnen. Der ehemalige Präsident des Europa- 
parlaments und derzeitige Vorsitzende der Konrad- 
Adenauer-Stiftung urteilte über Zayats Song: »Tolle 
Darstellung von sehr wichtigen politischen und ganz 
allgemein menschlichen Inhalten, sehr nachdenklich, 
toll gemacht. Einzelne Aussagen muss man natür- 
lich auch ein bisschen hinterfragen, es ist alles et- 
was sehr zugespitzt.« Zur tollen Darstellung wichti- 
ger politische Themen zählt er anscheinend auch fol- 
gende Textpassage des Jugendlichen: »Doch unse- 
re Medien gezielt auf Materialismus, verschleiern Tat- 
sachen, berichten Proamerikanismus. Der Grund wa- 
rum hier Menschen zu Grunde gehen: USA im gott- 
verdammten Würgegriff von Israel. Sie versprechen 
uns den Frieden, doch bringen Krieg. Wieder mal 
sind es Muslime, gegen die sie schießen. Impenialis- 
mus, sie wollen die ganze Welt erobern, überall beu- 
ten sie aus und stehlen Grund und Boden.« Pöttering, 
der zur Lösung dieser menschlichen Schicksalsfra- 
gen im Europaparlament eigens eine AG Naher Os- 
ten gegründet hat, hört zwar sonst keinen Rap, fın- 
det die amerikanische Nahost-Politik aber auch »we- 
nig glaubwürdig«. Die USA würden sich zwar für ei- 
ne Zweistaatenlösung aussprechen, in der Tat hät- 
ten sie jedoch mit ausgesprochenen und angedroh- 
ten Vetos die Anerkennung eines palästinensischen 
Staates und die Verurteilung des israelischen Sied- 
lungsbaus im UN-Sicherheitsrat verhindert. Erst bei 
folgendem Reim kündigt Pöttering das Einverständ- 
nis mit dem 18-Jährigen: »Und der Blick ist verdun- 
kelt Richtung Westen, ich rede hier von USA und den 
reichen Säcken, die ihre Finger im Spiel haben. In 
der Regierung sitzen die wahren Sklaventreiber, ihre 
Gier ist ziellos. Sie wollen uns etwas von ihrer Men- 
schenwürde erzählen, pissen auf tote Muslime und 
nehmen Kindern das Leben.« Erst als von Zayats an- 
gedeutet wird, dass alle westlichen Politiker sinnge- 
mäß im »jüdischen Würgegriff« stecken würden, ent- 
gegnet Pöttering aus Sorge um den Ruf von »Old Eu- 
rope« und seines Berufsstands: »Das ist natürlich 
völlig abwegig. Die Politiker in der europäischen Uni- 
on und auch in Deutschland sind sehr bemüht, dass 
wir den Dialog der Kulturen führen. [...] Und wie hier 
die Politiker dargestellt sind, ist völlig neben der Sa- 
che.« Als »Freund der Vereinigten Staaten von Ame- 
rika« nutzt der ehemalige Präsident des Europapar- 
laments jede Möglichkeit, die sich ihm bietet, um die 
USA zu kritisieren, sei es auch nur für ihre Dominanz. 
Auf Kosten des Freundes in Übersee bekräftigt er die 
friedlichen Absichten der europäischen Staaten, oh- 
ne dass diese in den Zeilen überhaupt explizit ange- 
griffen wurden. In dem er die USA von seiner Vertei- 
digung ausnimmt, erklärt er sie ein zweites Mal zum 
Hort rassistischer Kindermörder. Bei solchen Freun- 
den braucht man keine Feinde mehr. 

Auch anderswo erinnert man sich an seine 
Freundschaftsdienste. Am Holocaust-Gedenktag im 
vergangenen Jahr zeigte sich Pöttering enttäuscht: 


16 


»Kritik an politischen Entscheidungen der israeli- 
schen Regierung dürfe [...] nicht als Antisemitismus 
verstanden werden, sondern muss unter Freunden 
möglich sein.« Die jüdischen Freunde wollen trotz 
Auschwitz noch immer nicht ihr Verhalten reflektie- 
ren. Auch als er sie als Präsident des europäischen 
Parlaments vor einigen Jahren in Israel besuchte, 
zeigten sie sich unzugänglich. Während seiner Rede 
vor der nahezu leeren Knesset forderte er sie in aller 
Freundschaft dazu auf, gemeinsam mit Arabern und 
Europäern die Schulbücher nach diskriminierenden 
Stereotypen zu untersuchen. Gewiss aus Sorge um 
ihr Ansehen riet er ihnen obendrein, den palästinen- 
sischen Bildungsminister Nasser al-Din Schaer frei- 
zulassen, der einige Tage zuvor festgenommen wur- 
de. Die damalige Vorsitzende der Knesset antworte- 
te Pöttering: »Dieser palästinensische Bildungsmi- 
nister, dessen Freilassung Sie fordern, schickt Kin- 
der aus, um sich zu sprengen. Er ist dafür verantwort- 
lich, dass in den palästinensischen Schulbüchern ge- 
gen Juden gehetzt wird.« Zumindest Pötterings re- 
gelmäßige Patzer bei den jüdischen Freunden dürf- 
ten einem Gewissenskonflikt geschuldet sein. Zu bei- 
den heißt es bei Raputation TV treffend: »Zwar ver- 
steht er die historische Verantwortung Deutschlands 
gegenüber Israel — doch in unserem Interview ist er 
»wahrhafter Europäer«.« Indes muss Artur Zayat die 
zwischenzeitlichen Anbiederungen seines Fürspre- 
chers nicht fürchten. Schließlich kritisierte der »wahr- 
hafte Europäer ihn, ohne vorab seine freundschaftli- 
che Absicht zu beteuern. 


Auszüge aus den Texten der besten zehn 

»politischen Rapper«: 

Marabu: »Israel der Öltropfen im arabischen 
Wasserglas. [...] Angela, komm jetzt nicht mit 
‚Antisemit! [...] Hass ist ein Kreislauf, das weiß 
auch des Teufels Handlanger, Amerika.« 

DK: »Sieh, wie Kindermörder eine zweite Chance 
bekommen, im Land der Pädophilen. [...] Fickst 
du Kinder halb tot, siegt Gnade über Hass.« 

Ano: »Warum kommt ein Kinderficker nach so kurzer 
Zeit raus?« 

Uslibo: »Vergewaltiger kommen frei, fünf Jahre auf 
Bewährung. Der Staat ist leider krank, keine 
Hoffnung auf Genesung.« 

Prät Pitt: »Dieser Planet wird regiert von einer 
Handvoll Menschen, und deren Macht lässt 
sich nicht nur auf ein Land beschränken. [...] 


Noch mehr Motive gibt es unter 
bonjourtristesse.wordpress.com 


Der Klimawandel ist erfunden wurden von 
einer Geheimgesellschaft, der ich mich nicht 
unterordnel« 

Cryce: »Arbeiten macht frei, freil« 


[haj] 
Kein Blick über den Tellerrand 
Dass Werbeagenturen ihre Produkte in unterschied- 
lichen Gegenden unterschiedlich bewerben nennt 
man »Zielgruppenorientierung« und ist nicht ganz 
unüblich. Die Website »lieferando.de«, auf der man 
Speisen diverser Anbieter online bestellen kann, hat- 
te sich für Halle etwas ganz besonderes überlegt. An 
hallischen Straßenbahnen wurde die Werbung für 
Lieferando mit dem Spruch »Kochen ist für Magde- 
dorfer« versehen. Dass die obsessive Konkurrenz 
der beiden größten Städte Sachsen-Anhalts von 
Minderwertigkeitsgefühlen geprägt ist, ist nicht be- 
sonders überraschend: Wer hat den besseren Fuß- 
ballverein? Wer das größere Kulturangebot? Wer hat 
mehr Einwohner? Eigentlich wissend, dass der ge- 
meine Magdeburg-Olvenstedter und der landläufige 
Halle-Neustädter sich wirklich nicht im geringsten un- 
terscheiden, richten beide ihren Blick auf den ande- 
ren, um das eigene Elend nicht zur Kenntnis nehmen 
zu müssen. Dieser traditionelle Schwanzvergleich 
der Bewohner beider Städte geht zwangsläufig mit 
einer gegenseitigen Abwertung einher. Vor allem die 
Beleidigung »Magdedorfer« gehört dabei zum festen 
Repertoire vor allem der Fans des Halleschen Fuß- 
ballclubs. Dass die Einwohner Ammendorfs, der Sil- 
berhöhe oder Trothas nun nicht gerade für ihren gut- 
bürgerlichen, kosmopolitischen Charme eines Groß- 
städters bekannt sind, lässt die Abqualifizierung der 
Magdeburger als »Dörfler« umso lächerlicher er- 
scheinen. Dass »lieferando.de« dieses Ressenti- 
ment nutzt, ist zumindest skurril. Die Werbetreiben- 
den verbanden in ihren Sprüchen für andere Städte 
Lokalpatriotismus und regionale Küche (»Berlin is(s)t 
mehr als Currywurst«). Für Halle scheinen sie nichts 
Passendes gefunden zu haben, so dass sie nur auf 
die Liebe zur eigenen und die damit einhergehende 
Feindschaft zur fremden Scholle zurückgriffen. Auf- 
grund der kargen Rezeptelandschaft in Halle (und 
Magdeburg) dürfte online bestelltes Essen eine Auf- 
wertung der Speisenvielfalt bedeuten. Ob dies mit ei- 
ner erhöhten Genussfähigkeit einhergeht muss aller- 
dings vehement bezweifelt werden. [are] 


aumukeist shoppen. 
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